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Editorial 


Das Jahr des Heils 1990 neigt sich langsam dem Ende zu, was man von der 
deutschen Misere leider noch nicht sagen kann. Jetzt, nach dem erfolgreichen 
Abschluss der Wahlzeremonien können die westdeutschen Kolonialherren in 
Bonn und anderswo so richtig in die Hände spucken und das anpacken, was sie 
bis jetzt noch nicht zu tun wagten. Hochschulen und Universitäten werden quer 
durch das Land liquidiert, Verzeihung “abgewickelt”, wie es in Neudeutsch 
heisst. Den LPGs werden die Subventionen gestrichen und demnächst wird es 
sicherlich die restlichen Industriebetriebe des Landes ereilen. Kein Geringerer 
als unser früherer Innenminister Diestel fragte neulich im Potsdamer Lan- 
desparlament, ob wir denn einen Krieg verloren hätten. Besonderer Witz an 
dieser Frage ist natürlich, dass er sich jetzt auch zu den Verlierern zählt. 

Uns geht es wie immer mehr um die unveröffentlichten Hintergründe und 
nicht erfolgte Reflektionen. Interessant ist beispielsweise, warum jetzt plötzlich 
westdeutsche Medien beginnen, die Stasi-Vergangenheit der Werkzeuge der 
Bonner Herren aufzuarbeiten. Wie üblich werden in der Landespresse die neue- 
sten Fortschritte der Naziorganisationen verschwiegen, während man umso eif- 
riger die Exzesse des “Linksextremismus” beklagt werden. Sehr heftig disku- 
tiert wurde in unserer Redaktion über einen Artikel von r.l. über die Hausbeset- 
zerInnenbewegung. 

Eine Neuigkeit gibt es über unser Heft hinaus für unsere LeserInnen. Wir 
bieten allen Interessierten jeweils am vierten Dienstag im Monat um 20 Uhr 
eine öffentliche Redaktionssitzung. Diesmal aber wegen der Endjahresfeierlich- 
keit ausnahmsweise am Freitag, den 28. Dezember in der Umwelt-Bibliothek 
Berlin. Uns interessiert Euer Ärger. Wir wollen Anregungen und vielleicht auch 
Beiträge. Wir wollen über strittige Artikel diskutieren. 

Ansonsten wünschen wir unseren LeserInnen viel Freude beim ersten 
gesamtdeutschen Weihnachtsfest! 


Die Redaktion 


Das Titelfoto und die Fotos auf Seite 5, 8, 11, 13, 15, 20, 30 und 52 sind von 
G.A.EEF., 

die Karikatur auf Seite 22 ist wieder mal von Molti, die auf Seite 38 von 
Seyfried, die auf Seite 44 von Harald. 


Blut und Öl 
Erklärung zur Golf-Krise 


Nach dem Zusammenbruch der osteuropäischen Staaten bangten Militärs 
und Rüstungsfirmen in den westlichen Industriestaaten, dass mit dem Verlust 
des Feindbildes nun unwiderruflich die Stunde der Abrüstung geschlagen hätte. 
Insofern kam diesmal der Übergriff des irakischen Politikers Saddam Hussein 
für sie zur rechten Zeit und es gibt deutliche Gerüchte darüber, dass Interessier- 
te aus diesen Kreisen Saddam Hussein zur Annektion ermutigt haben. Die rei- 
che Ölprovinz Kuweit, die den stets den USA willigen Preisbrecher gegen die 
Absprachen der OPEC spielte, wurde von der irakischen Armee besetzt. 

Nun endlich ist das neue Feindbild gefunden, die Kriegstrompeten werden 
von den Regierenden geblasen und wieder einmal gelten diejenigen, die den 


Interessen von Militärs, Politikern und Industriellen im Wege stehen, als Verrä- 


ter an Demokratie und Humanismus, als “vaterlandslose Gesellen”. Vergessen 
sind alte Feindschaften und auch der UN-Botschafter Chinas ist kaum ein Jahr 
nach dem Massaker auf dem Platz des Himmlischen Friedens wieder salonfähig 
geworden, wenn es darum geht, den Aufmarsch am Golf zu rechtfertigen. Auch 
in der Bundesrepublik gibt es eine starke Fraktion von mächtigen Männern, die 
das Land nur allzugern an einem militärischen Einsatz im Golf beteiligt sehen 
wollen. Was beim Beitritt der DDR unmöglich schien, wird hier plötzlich als 
wichtig und notwendig dargestellt: Eine Änderung des Grundgesetzes soll den 
militärischen Einsatz der Bundeswehr ausserhalb des NATO-Gebiets ermögli- 
chen. Diejenigen, die für »inen solchen Fall zur Wehrdienstverweigerung aufru- 
fen, werden kriminalisiert. 

Als Gruppe aus der früheren DDR fühlen wir in besonderer Weise Verant- 
wortung für die Lage am Golf. Unter Ausnutzung der Machtverhältnisse hat die 
DDR während des Krieges zwischen Iran und Irak in gut kapitalistischer Mani- 
er beiden Seiten Rüstungsmaterial verkauft. Leidtragender war, wie auch jetzt, 
die einheimische arabische Bevölkerung. Die westlichen Industriestaaten belie- 
ferten damals den Irak. Mit Giftgas, unter anderem aus westdeutscher Produkti- 
on wurden Iraner und Kurden umgebracht. 

Damals wie heute denken die Industriestaaten gar nicht daran, die demokra- 
tische Opposition der Araber gegen ihre Gewaltherrscher zu stützen und unter- 
drückten Völkern wie den Kurden und den Kuweitis zu helfen. Es geht ihnen 
um die Rückeroberung der reichen Ölprovinz, um Anlässe für eine neue Aufrü- 
stung, um neue Einsatzmöglichkeiten für das Militär, nicht um irgendeine Art 
von Befreiung. 


Die "Lebensnotwendigkeiten”, mit denen der Eingriff in den Golfkonflikt 


plausibel gemacht wird, sind die Lebensnotwendigkeiten der internationalen 
Konzerne, nicht die der Bevölkerung, Wir brauchen keine Waffen und keine 
Militärs. Die Verbrennung von Öl in Kraftwerken und Haushalten ist unsinnig. 
Es ist im Interesse unseres Überlebens notwendig, endlich wieder über Alterna- 
tivenergien und ein sinnvolles Nah- und Fernverkehrsnetz nachzudenken. 

Es ist also soweit, der Kriegsbeginn steht fest: 15. Januar. Spätestens ab 20. 
Dezember kann das Grundgesetz geändert werden, das bislang noch einen Bun- 
deswehreinsatz ausserhalb des NATO-Gebietes verbietet. Deutsche Soldaten 
können dann in deutsches Gas geschickt werden. 

Aber auch ohne Grundgesetzänderung geht es. Falls sich z.B. Das NATO- 
Mitglied Türkei ab 5.45 Uhr angegriffen fühlt, sind NATO-Truppen legitimiert, 
nach Asien zu marschieren. 

Hussein wird auch nicht aus Dankbarkeit gegenüber BRD und DDR, die ihn 
ausreichend mit Kriegsgerät belieferten, auf die Anwendung der “Atombombe 
der ärmeren Länder”, nämlich die C-Waffen, verzichten. Es sind bereits Wehr- 
pflichtige, als Leibeigene des Staates, in den Mittelmeerraum und die Türkei 
befohlen worden - zur Entlastung der US-army. 

Jetzt ist die Zeit, die Wehrpflicht sofort und bedingungslos abzuschaffen, 
denn nun wird deutlicher denn je: die Wehrpflicht steht dem Recht auf Leben 
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entgegen. Sogenannten Soldaten wird dieses abgesprochen. Soldaten sind von 
Staats wegen zum Tode verurteilt und zum Morden verpflichtet. Eigentlich 
wäre die Bundeswehr nach $129a eine terroristische Vereinigung. 

Wir rufen die Soldaten im Falle des Kriegseinsatzes zur Desertation auf. 
Soldaten, mit denen wir sprachen, argumentieren zum Beispiel: “Mich würde es 
schon nicht treffen, ich komme nich an den Golf, weil ich keine Spezialausbil- 
dung habe.” Aber auch als Köche, Kraftfahrer usw. unterstehen sie dem Befehl. 
Der Moloch Militär verschlingt Massen Menschen, um zu funktionieren. Sogar 
ein Einsatz von Zivildienstleistenden ist nach $12a Zivildienstgesetz möglich. 
Deshalb weg mit jeder Zwangsdienstpflicht! 


Was können wir als betroffene Bürger tun ? 

1. Uns ausreichend informieren - und zwar nicht in den auflagenstarken 
Blättern, die auf die Annoncen der Industrie angewiesen sind. 

2. Aufruf an Gewerkschaftsgruppen, sich mit dem direkten oder indirekten 
Einfluss ihrer Produktionszweige auf den Golfkonflikt auseinanderzusetzen. 

3. Kontakte suchen zu Exilgruppen der irakischen, kurdischen, kuwaiti- 
schen demokratischen Opposition. 

4. Uns einmischen mit Protesten, Leserbriefen, Demonstrationen. 

5. Öffentliche gewaltfreie Aktionen: Mahnwachen, Menschenketten, Block- 
aden vor Militäreinrichtungen. 

6. Sich öffentlich und gemeinsam der Anstiftung zur Desertation bezichti- 
gen. 

7. Soldaten, die sich zur Desertation entschliessen, verstecken bzw. ihnen 
Exil vermitteln. 


Wir wissen sehr wohl, dass wir uns mit diesem Aufruf wieder einmal in den 
strafrechtlich relevanten Bereich begeben. Aber weiterhin gilt für uns: 
“Wenn Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht!” 
Umwelt-Bibliothek Berlin 


Wir fordern andere Gruppen und Einzelpersonen auf, sich unserem Aufruf 
anzuschliessen. 


© 


Neue Spirale in der Stasi-Affäre 


Randbemerkungen zur Entlarvung von Böhme 
und de Maiziere 


Ein Leser bestellte neulich telephonisch den “telegraph” ab. Als ich ihn 
fragte, warum, meinte er, dass wir uns zusehends von der Realität entfernen und 
führte das Interview mit Matthias Büchner im letzten Heft an: das wäre ja nun 
völlig verrückt. 

Um es ganz ehrlich zu sagen: uns ist auch oft nicht sehr wohl, wenn wir 
unsere neuesten Informationen und Schlussfolgerungen mit dem vergleichen, 
was die Mehrheit der Pressemeute schreibt oder verschweigt. Oft fragen wir 
uns, ob wir nicht spinnen, vielleicht aus alten Stasi-Ängsten und willkürlich 
zusammengesuchten Fakten eine Verschwörungstheorie aufbauen. Aber dann 
werden wir immer nach Monaten von den Tatsachen bestätigt, wenn es nämlich 
geraten scheint, das zuzugeben, was ohnehin in aller Munde ist. 

Auch jetzt scheint wieder einmal die Stunde neuer Wahrheiten gekommen. 
Gegen Schalck-Golodkowsky werden bundesweit Fahndungen durchgeführt, 
der Chef des Komitees zur Auflösung der Staatssicherheit, Günther Eichhorn, 
bekommt endlich das von uns geforderte Ermittlungsverfahren. 

Der “Spiegel” enttarnt den Ex-DDR-Ministerpräsidenten de Maiziere als 
Inoffiziellen Mitarbeiter Czerny und das SPD-Führungsmitglied Ibrahim 
Böhme stellt sich als einer der bedeutungsvollsten und miesesten Spitzel der 
DDR-Geschichte heraus. Im ZDF wurde über die Seilschaften von SED, PDS 
und Stasi in der Wirtschaft berichtet. All dies geschieht natürlich oberflächlich 
genug, in jedem Fall unter Weglassung der westlichen Verbindungsleute und 
der tatsächlichen Bedeutung. 

Wir haben uns nur insofern getäuscht, als wir vorfristig der Ansicht waren, 
dass die westlichen Verbindungsleute diejenigen, die ihnen die Macht in die 
Hände spielten, nun bis in alle Ewigkeiten schützen würden. Nach den Dezem- 
berwahlen ist jetzt offenbar die Abschusslizenz für die Auffälligen, überflüssig 
gewordenen oder Lästigen unter der ostdeutschen Klientel erteilt worden. Die 
Werkzeuge haben offenbar ihre Schuldigkeit getan und können weggeworfen 
werden. 

Nur zum Fall Böhme konnten wir nichts genaues sagen. Gerüchte, die uns 
erreichten, dass Böhme sogar Offizier gewesen sei und jetzt im Dienste des 
KGB stände, waren nicht verifizierbar und erschienen uns denn doch zu kühn. 
Über Czerny-de Maiziere berichteten wir in Nr. 6 des “telegraph” am 30. März. 
Die Verhaftung Schalck-Golodkowskis forderte Matthias Büchner erst wieder 
in unserem letzten Heft. Immer besser belegbar ist auch unsere Vermutung, 


dass die sogenannte “Wende” von Anfang bis zum Ende unter dem Geleit- 
schutz der Stasi stattfand. 

Wenn Ibrahim Böhme tatsächlich Stasi-Mann ist, dann heisst das, dass die 
erste DDR-weite Plattform vor der “Wende”, der im Juli 1989 entstandene 
“Initiativkreis zur Gründung einer sozialdemokratischen Partei” unter massgeb- 
licher Beteiligung der Staatssicherheit zustandekam. 

Auffällig bleibt auch eine andere Episode aus der Oppositionsgeschichte, in 
der Böhme auftauchte. Im Frühjahr 1989 wurde die Inoffizielle Mitarbeiterin 
Monika Häger von Katja Havemann und Bärbel Bohley enttarnt. Anderen Mit- 
gliedern der Ostberliner Friedensbewegung erschien das nicht glaubhaft und so 
war der Verdacht fast begraben, als im Mai 1989 gleich zwei IM, Monika 
Häger und Mario Wetzky, “freiwillig” ihre Identität gegenüber der Opposition 
preisgaben. 

Angeblich hat das Mitglied der Initiative Frieden und Menschenrechte, 
Mario Wetzky, gegenüber Ibrahim Böhme sein Geständnis gemacht. Die andere 
IM, Monika Häger, sei von Wetzky mit der Drohung, sie sonst zu verraten, zur 
Selbstoffenbarung getrieben worden. 

Die Selbstenttarnung zweier IM war schon damals für viele ziemlich 
unwahrscheinlich. Nach dem neuesten Bericht des “Spiegel” ist man geneigt, 
den Vorgang in Zusammenhang mit der Auflösung der Abteilung XX/4 der 
Berliner Stasi zu sehen, zumal der Zeitpunkt offenbar identisch ist. Aber es 
bleibt die Frage, ob es sich das wirklich um eine einfache Ablösung aus Grün- 
dung der Verletzung der Disziplin handelte oder ob dies vielmehr im Rahmen 
einer neuen Strategie der Staatssicherheit geschah. 

Wem es um die Wahrheit hinter den offiziellen oder halboffiziellen Darstel- 
lungen geht, der wird nicht die derzeitigen oberflächlichen Enthüllungen als 
Endgültiges nehmen können. Wir werden noch eine Weile bohren müssen, bis 
wir die ganze hässliche Wahrheit über die Transformierung der Macht vom 
bürokratischen zum kapitalistischen System in der ehemaligen DDR wissen. 

Derweilen werden wir die politischen Sonntagsredner von der friedlichen 
Revolution schwätzen hören und Konrad Weiss erhält dafür den Ossietzky- 
Preis. Bärbel Bohley nicht, weil sie während der Zeit der entscheidenden Vor- 
gespräche bei der Besetzung der Stasi-Zentrale mitmachte. Eine gerechte Stra- 
fe, fragt sich nur für wen. 

r.l. 


Stasi-Mann denunzierf de Maiziere 


Wie gesagt, am 30. März brachten wir im “telegraph” Nr. 6/90 die Denun- 
ziation eine Stasi-Mannes gegen den damaligen CDU-Vorsitzenden de Maizie- 
re. Aus aktuellen Gründen drucken wir diesen anonymen Brief hier noch ein- 
mal ab. Der vorliegende Bericht lässt natürlich an Schmierigkeit nichts zu wün- 
schen übrig und ist nur mit spitzen Fingern anzufassen.: 


“Seit Oktober/November 1989 leben in mir nicht nur zwei Seelen. Ich bin 
aus politischer Überzeugung vor einigen Jahren (über das Wachregiment) frei- 
willig als operativer Mitarbeiter zum MfS gegangen. In all den Jahren war ich 
überzeugt, dass ich mit meiner Arbeit etwas bedeutsames zur Sicherung des 
Friedens und zum Wohle unseres Staates tue. 

Am Anfang war ich genauso überrascht und befremdet wie alle, die beim 
MfS anfingen mit mir, über einige Mittel und Methoden der Arbeit. So unter 
anderem darüber, dass wir ohne Genehmigung des Staatsanwaltes Postkontrol- 
len oder Telefonüberwachungen über operativ interessierende Personen einlei- 
ten konnten. Aber da dies ja im Auftrage der Partei und Regierung geschah und 
nur zu “Überprüfungszwecken” im Sinne der Sicherheit unseres Staates diente, 
machte ich mir keine Gedanken weiter darüber. Ausserdem werden derartige 
Praktiken von fast allen Geheimdiensten der Welt getan. 

Unsere damalige Sicherheitsdoktrin sah unter anderem vor, die oppositio- 
nellen Gruppen, welche sich vorwiegend im kirchlichen Raum aufhielten, zu 
unterwandern (Werbung von Informanten bzw. Einschleusen) und die durch 
geeignete offensive Zersetzungsmassnahmen politisch unwirksam zu machen. 

Es fiel mir schwer zu begreifen, dass wir bis zum November 89 einer stali- 
nistischen und volksfeindlichen Politik gefolgt sind. Ich weiss nicht, ob Sie sich 
vorstellen können, was in einem vorgeht, der begreift, dass er sich schuldig 
gemacht hat, weil er gegen die von der Regierung konstruierten Feindbilder mit 
vorgegangen ist. Nachdem ich das begriffen habe, und das geschah erst vor 
einigen Wochen, brach in mir eine Welt zusammen. 

Ich habe mir geschworen, dass ich mich nie wieder für etwas missbrauchen 
lasse, was nicht auf der Grundlage der Verfassung und des geltenden Rechts 
steht. 

Ich stehe zu meiner Vergangenheit. Auf meiner Arbeitsstelle akzeptiert man 
mich zwar, betrachtet mich aber immer noch sehr misstrauisch. Ich weiss, Ver- 
trauen muss erst wieder neu erworben werden. Manche sind grosszügig und 
rechnen es meiner Jugend zugute. 

Aber das alles ist nicht der Grund, warum ich mich jetzt an Sie wende. Mich 
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hat die “neue” Führung der 
CDU/DDR, insbesondere der neue 
Vorsitzende dieser Regierungspar- 
tei mit seinem verlogenen Gerede 
über Ehrlichkeit und Vertrauen in 

Wut gebracht, dass ich mich jetzt 
' genötigt sehe, ihnen etwas mitzu- 
teilen. 

Ich weiss seit Jahren aus per- 
sönlichen Gesprächen mit operati- 
ven Mitarbeitern des MfS sowie 
von Berichten, die ich selbst gele- 
sen habe, dass der jetzige Vorsit- 
zende der CDU/DDR, Rechtsan- 
walt Dr. Lothar de Maiziere inof- 
fiziell für das MfS arbeitet und auf 
der Gehaltsliste der ehemaligen 
Abteilung XX/4 der Bezirksver- 
waltung Berlin des MfS steht. 
Sein Deckname ist “CZERNI”. Er wurde vor Jahren von dem Mitarbeiter dieser 
Abteilung Major Hasso auf der Basis der Überzeugung (nicht unter Druck) zur 
konspirativen Zusammenarbeit angeworben. 

Mir ist bekannt, dass nach jeder bedeutsamen kirchlichen Tagung bzw. 
Zusammenkunft von oppositionellen Gruppen, an der Rechtsanwalt de Maizie- 
re teilnahm, sofort ein konspiratives Treffen zwischen Major Hasse und “Czer- 
ni” stattfand. Der am nächsten Tag gefertigte Treffbericht wurde sofort per per- 
sönlichen Kurier ins Ministerium in die Normannenstrasse gebracht. Ich selbst 
habe mehrfach eine derartige Information weitergeleitet. Für seine ausgezeich- 
nete Arbeit bei der Anleitung und Abschöpfung vom STARINFORMANTEN 
“CZERNI” alias Rechtsanwalt de Maiziere erhielt Major Hasse mehrere Aus- 
zeichnungen und vom Leiter der Bezirksverwaltung eine Ausnahmegenehmi- 
gung für den Kauf eines PKW Lada 2107. 

Damit sich dieser Staat zu einer wirklichen Demokratie entwickeln kann, 
muss verhindert werden,dass solche Janusköpfe an der Macht bleiben und 
Macht ausüben. 

Mir ist unerklärlich, dass er nach wie vor keine Schlussfolgerungen aus der 
falschen und verfassungswidrigen Arbeit des MfS gezogen hat. 

Sollte er sich geändert haben,so ist er der grösste Wendehals unseres Staa- 
tes. Ohne sich zu seiner Vergangenheit und Schuld zu bekennentritt er mit 
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einer Kaltschnäuzigkeit und Unverfrorebheit vor seiner Partei, der Volkskam- 
mer, dem “Runden Tisch”, der evangelischen Kirche auf und fordert von ihnen, 
”Busse” zu tun. Es gibt nur noch eine Konsequenz hieraus: Rechtsanwalt 
Lothar de Maiziere-"”CZERNI” muss ein offenes Geständnis ablegen und dann 
Busse tun für immer. 

Ich würde Ihnen empfehlen, noch vor der Wahl am 6.5. diese Akten und 
Speicher des ehemaligen MfS zu kontrollieren. 

Soviel mir bekannt ist, gibt es in fast allen Parteien und oppositionellen 
Gruppen (jetzigen Parteien) derartige Janusköpfe. 

Da ich Angst vor meinen ehemaligen Mitarbeitern habe - bzgl. dieser Darle- 
gungen - werden Sie Verständnis dafür haben, dass ich meinen Namen nicht 
nennen kann. 


P.S. Wie ich jetzt durch einen ehemaligen Mitarbeiter der Abt.XX/4 erfahren 
habe,arbeitete Rechtsanwalt de Maiziere alias “CZERNT” seit anderthalb Jah- 
ren mit Major Dohmeier zusammen.” 


Ein ganz alltäglicher Vorfall 
Nazis brandschatzen in Zerbst 


Zerbst ist eine Kleinstadt, 40 km von Magdeburg, im neuen Bundesland 
Sachsen- Anhalt, mit ca. 45.000 EinwohnerInnen. In dieser Stadt gibt es eine 
kleine Zahl von Jugendlichen, die sich mit Antifaarbeit befassen. Vor einiger 
Zeit haben sie ein Haus besetzt, um ihre Vorstellung von gemeinschaftlichem 
Leben und Arbeiten zu verwirklichen. 

Jedoch haben sie in ihrer Heimatstadt einen äusserst schwierigen Stand. Von 
den mehrheitlich konservativ eingestellten EinwohnerInnen zum einen verpönt, 
sind sie zum anderen fast täglichen Attacken der dortigen Fascho-Szene ausge- 
setzt. | 

So können sie auch am Tage nur in Gruppen und bewaffnet durch die Stadt 
gehen und müssen fast ständig mit Angriffen seitens der ihnen überzählig 
gegenüberstehenden Nazis rechnen. 

Dass diese dabei vor eiskalt geplantem Mord nicht zurückschrekken, 
beweist der Überfall auf das besetzte Haus am 2. Oktober 1990, der mit unglau- 
biger Selbstsicherheit sogar öffentlich, mit Tag und Zeit angekündigt wurde. 
Die BesetzerInnen informierten die Polizei, die Hilfe zusicherte. 
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Haus an. Die etwa 20 im Haus Anwesenden wehrten sich verzweifelt. Es konn- 
te jedoch nicht verhindert werden, dass einige Faschos in das Haus eindrangen 
und im Erdgeschoss Feuer legten. Die BesetzerInnen bemerkten den Brand zu 
spät und mussten erst in die Obergeschosse und dann auf das Dach flüchten. 

Da es sich um ein einzeln stehendes Haus handelt, war die Flucht auf die 
Strasse ausgeschlossen. Es sei denn, jemand hätte die Möglichkeit vorgezogen, 
sich von den Angreifern totschlagen zu lassen. Und dann war ja noch die Hoff- 
nung auf die angekündigte Hilfe der Polizei. Als diese endlich gan hielt sie 
sich jedoch vornehm zurück. 

Für die BesetzerInnen gab es keinen Ausweg mehr. Sie stuneh auf dem 
Dach unter ihnen schlugen die Flammen immer höher, weit und breit keine 
Hilfe in Sicht. In dieser Situation blieb ihnen nur, entweder in den Flammen am 
lebendigen Leib zu verbrennen oder ihrem Leben selbst ein schnelles Ende zu 
bereiten. Von den Angreifern war zu diesem Zeitpunkt nichts mehr zu sehen. 
Als die Eingeschlossenen schon unter sich die Hitze spürten und die ersten 
Flammen durch die Dachluken schlugen, also im letzten Moment, kam die Feu- 
erwehr. Es wurde das neue, seit erst sechs Wochen im Ort existierende Sprung- 
tuch ausgebreitet und die BesetzerInnen dadurch noch gerettet. Sechs Wochen 
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früher hätten sie keine Chance mehr gehabt, hätte es Tote gegeben. 

Dieser Wahnsinn lässt einen normal denkenden Menschen nur erschauern 
und die Frage aufkommen, was erst noch passieren muss, damit die Menschen 
in diesem Lande endlich aufwachen und sich den Nazis widersetzen. Und wie 
legitimiert sich gleich noch mal die Polizei? - Nämlich mit dem Schutz des 
Menschen vor Mörderbanden. 

Aber scheinbar sind zwanzig “linke Chaoten” den Aufwand nicht wert und 
nichts im Gegensatz zu den zu schützenden privaten Werten des Kapitals und 
des Staates. Barni Geröllheimer 


.. 


Prügelnde Rechtsradikale 
im Prenzlauer Berg 


Am Samstag den 1.12.1990, gegen 20.30 Uhr wurde H.N. von zehn bewaff- 
neten Personen ( seiner Einschätzung nach Faschos oder Fussballhooligans) 
Kollwitz/Ecke Wörtherstrasse, in Berlin- Prenzlauer Berg angegriffen.Sie prü- 
gelten ihn ca. 300 Meter in Richtung Prenzlauer Allee. Dabei fügten sie ihm 
Verletzungen im Rücken- und Beckenbereich zu. Erst als zufällig auf der 
Prenzlauer Allee ein Streifenwagen der Polizei vorbeikam, liessen die Schläger 
von ihm ab und ergriffen die Flucht. Barni Geröllheimer 


Neues faschistisches Zentrum: Dresden 


Den organisierten Faschisten scheint das Berliner Pflaster zu heiss gewor- 
den zu sein. Allein 16 militante Neonazis aus dem Umfeld der NA-Zentrale 
Berlin, Weitlingstrasse 122 befinden sich jetzt in Dresden. 

Dresden wie auch andere östlich gelegene Städte, wie Cottbus, Guben und 
Görlitz scheinen nach dem “Arbeitsplan Ost” als neue faschistische Zentren 
auserkoren zu sein. Die Nähe zu Polen und der Tschechoslowakei wie auch die 
extreme Rechtslastigkeit sind gute Ausgangspositionen zur Rekrutierung neuer 
faschistischer Gruppierungen. 

In Dresden sind Parteien wie “Republikaner”, “NPD” und “DVU” (Deut- 
sche Volks Union) alltagsrelevant wie auch die Bildung fasch. Gruppen und 
deren gewalttätiges Auftreten. “Babysturm” nennen sich 15-16 jährige Neona- 
zis. Ideologische Phrasen und Kleinkriminalität sind beim “Babysturm” eng 
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Naziführer Michael Kühnen (Mitte) bei der Hess- Ehrung in Wunsiedel 1990 


verzahnt. So werden Imbisswagen und PKW’s aufgebrochen und geplündert. 
Die erbeuteten Radios u. ä. werden dann an Vietnamesen verkauft. Vietname- 
sen sind aber nicht nur Abnehmer, vielmehr sind sie bevorzugte Opfer. Ihnen 
werden Schutzgelder abgepresst, wenn sie im Bahnhof oder auf dem Boulevard 
Handel betreiben. Oft werden die AusländerInnen auch zusammengeschlagen 
und ihnen das Geld abgenommen. Ihr Revier muss “sauber und deutsch” blei- 
ben, begründet der “Babysturm” seine Aktionen. 

Eine andere fasch. Gruppe nennt sich “Verband der sächsischen Werwölfe”. 
Sie provozieren und prügeln vor allem in der “Inneren Neustadt”, einem Alt- 
baugebiet, in dem es schon seit Jahren Wohnungsbesetzungen und jetzt auch 
Hausbesetzungen gibt, Wohn- und Kulturzentren der linken Szene. Die “Wer- 
wölfe” überfallen Kneipen und besetzte Wohnungen, das Cafe “Bronx” wurde 
versucht in Brand zu setzen. 

Neu besetzte Häuser werden von den Faschisten wieder geräumt. 50-100 
Faschisten greifen die Häuser mit Steinen und Mollies an und stürmen danach 
ins Haus. Oft verlassen die BesetzerInnen nach Ankündigung eines Angriffes 
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freiwillig die Häuser. Polizei ist bei solchen Überfällen nie zu sehen. Besetzte 
Wohnungen und Häuser sind “gesetzwidrig” und deshalb nicht öffentlich zu 
unterstützen. Aber auch sonst ist von der Polizei in Neustadt weit und breit 
nichts zu sehen. 

Die “Werwölfe” haben sich auch ein “drogenfreies Deutschland” auf ihre 
Fahnen geschrieben. So werden Dealer gejagt und verprügelt. Drogendeals gel- 
ten auch als Vorwand, um gegen AusländerInnen vorzugehen. Aber auch der 
inzwischen gefeuerte Dresdener “Rep”-Kreisverbandchef Andreas Thiemann 
ist von den “Werwölfen” in einem Discozelt beim Drogen-Deal erwischt und 
brutal zusammengeschlagen worden. 

Eine ideologisch bestimmende fasch. Organisation ist der als Sammel- 
becken gedachte “Nationale Widerstand für Deutschland”. Mitbegründer und 
geister Vater in Dresden ist Rainer Sonntag aus Lerben, ein getreuer Gefolgs- 
mann von “FAP-Führer” Michael Kühnen. Sonntag lädt regelmässig zu Kame- 
radschaftsabenden ein. Der harte Kern des “Nationalen Widerstandes” in Dres- 
den wird auf 150 Leute geschätzt. 

Die Faschisten planen jetzt den Aufbau einer neuen Organisation für Sach- 
sen. Offensichtlich von der Weitlingstrasse 122 initiiert, handelt es sich um die 
Wehrsportgruppe “Hans Joachim Peiper” (Peiper war SS-Führer der Leibstan- 
darte “Adolf Hitler”). Diese neue Organisation soll eine Eliteeinheit werden, 
die konspirativ Aktionen plant und andere fasch. Organisationen dirigiert. Der 
“Wehrsportgruppe” werden enge Kontakte zur DVU nachgesagt. 

SSO (Schutzstaffel Ost) heisst eine weitere fasch. Organisation. In ihrer 
Gründungserklärung heisst es: “Aus Hass auf die ehemalige SED will sich die 
SSO ständig stärken, um Auftritte kommunistischer Luftverpester zu verhin- 
dern. Leute wie Modrow stehen auf unserer Liste ganz oben an. Gegen Rote, 
Grüne und Ausländer - für ein politisch sauberes Deutschland.” Beim Auftritt 
von Gregor Gysi am 21. 11. in Dresden verhöhnten die Mitglieder der SSO 
Gregor Gysi und prügelten auf die anwesenden ZuhörerInnen ein. 

Es wird in Dresden davon ausgegangen, dass die Faschisten, die bei 
bestimmten Anlässen zusammen aktiv werden, innerhalb von fünf Stunden 
300-400 bewaffnete Anhänger organisieren können. 

Der Österreicher Küssel, Bereichsleiter “Ostmark” der VAPO (Volkstreue 
Ausser- Parlamentarische Opposition) ist in Dresden die ideologische Korsett- 
. stange für den Aufbau an “stahlharter weltanschaulich gefestigten Kadertrup- 

pen” (Arbeitsplan Ost). 

Am 20. Oktober organisierte Küssel einen fasch. Aufmarsch durch die 
Dresdener Innenstadt mit 300 Teilnehmern. Michael Kühnen hielt, von der 
Polizei geschützt, kämpferische Reden. Die 300 Faschisten sangen zum 
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Abschluss “Heute gehört uns Deutschland, morgen die ganze Welt.” Die 
Abschlusskundgebung fand nicht wie geplant in der “Inneren Neustadt” statt. 
Dort hatten sich viele AntifaschistInnen versammelt und “erwarteten” den Auf- 
marsch. Leider sind solche organisierten antifaschistischen Aktionen in Dres- 
den sehr selten. 

Ein grosser Teil der Alternativszene steht den Faschisten handlungsunfähig 
gegenüber. Ein kleiner Teil von Leuten setzt sich militant zur Wehr. Oft sind die 
BewohnerInnen von den “spontanen” Überfällen der Faschisten überrascht. 

Obwohl der Kiez gute Ansätze zu einer antifaschistischen Organisierung 
hat, bestehen weder Stadtteilgruppen, die bestimmte Strassenzüge überwachen, 
noch ein funktionierendes Kommunikationssystem. Bleibt zu hoffen, dass die 
relative Akzeptanz in der Neustädter Bevölkerung gegenüber Wohnungsbeset- 
zungen zu einer breiten antifaschistischen Organisierung im Kiez führt. 

Käthe Kollwitz 


22. Oktober in Dresden. Neben Kühnen (l.) Küssel (r.),” Bereichsleiter Ostmark” 
der östereichischen "VAPO” 
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Einige korrigierende Forderungen an 
die Hausbesefizerlnnen: 


Vom “rechtsfreien Raum” zur Bündnispolitik 


Mit Recht haben die Berliner HausbesetzerInnen aus dem Debakel in der 
Mainzer Strasse geschlossen, dass nur breiteste Öffentliche Akzeptanz in 
Zukunft einen solchen Polizeieinsatz verhindern kann. Das, was Massenblätter 
inzwischen schon hetzerisch als die “PR-Maschine der HausbesetzerInnen” 
bezeichnen, läuft mit gutem Erfolg über die Medien. Schade nur, dass man 
nicht schon früher darauf gekommen ist. 

Es kann in der Diskussion hier aber nicht mehr so sehr darum gehen, Haus- 
besetzungen zu verteidigen. Ich setze einfach voraus, dass die LeserInnen hier 
keinen Nachholebedarf haben. Was. dagegen in den Selbstdarstellungen der 
HausbesetzerInnen der letzten Zeit notwendigerweise regelmässig zu kurz 
kommt, ist die Selbstreflektion, die Fehlerdiskussion. 

Dergleichen findet sich gelegentlich etwas deutlicher in internen Zeitschrif- 
ten der Bewegung, etwa der Berliner “BZ” (“BesetzerInnenzeitung”). Da 
berichten beispielsweise die BesetzerInnen der Westberliner Marchstrasse 23 
über den seit zwei Jahren andauernden Konflikt zwischen Vorder- und Hinter- 
haus. Während im Vorderhaus eine feste Gruppe existiert, herrschte seit jeher 
im Hinterhaus eine ständige Fluktuation. Im Hinterhaus sammelten sich offen- 
bar Sozialfälle, die sich mangels anderer Strukturen einigen Hordenführern 
unterordneten. Im Streit um eine Stromleitung zu der Wagenburg im Hof eska- 
lierte der Konflikt. Das Vorderhaus wurde von den Bewohnern des Hinterhau- 
ses massiv mit Flaschen, Steinen und Zwillen beschossen, die Vorderhaus- 
BewohnerInnen schossen zurück, verbarrikadierten das Hinterhaus, entfernten 
die Bauwagen der Anführer und erreichten am nächsten Tag schliesslich den 
Abzug der Leute aus dem Hinterhaus. Die rächten sich, indem sie die Wohnun- 
gen eines Freundes der Bewohner des Vorderhauses in Ostberlin überfielen und 
die Anwesenden mit Baseballschlägern und Eisenstangen zusammenschlugen. 
Die Hinterhäusler planen, wie zu hören war, die polizeiliche Räumung des Vor- 
derhauses zu provozieren. 

Ursache für dergleichen Situationen ist die an sich richtige Bereitschaft, 
Gestrandete der Gesellschaft in den Häusern aufzunehmen und zu sozialisieren, 
Obdachlose, Alkoholiker, Rauschgiftsüchtige, psychisch Labile. Das geht mei- 
stens so lange gut, wie die AktivistInnen die Oberhand behalten können und ihr 
Gruppenprozess nicht nennenswert gestört wird. Fälle, wo dies nicht mehr 
gelang, sind aber zu Genüge bekannt, nicht nur aus Westberlin und nicht nur 
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aus der HausbesetzerInnenszene. In der Mahnwache in der Ostberliner Gethse- 
manekirche sammelten sich im Oktober 1989 immer mehr Sozialfälle und 
konnten mit Hilfe des Gemeindekirchenrates die AktivistInnen vertreiben. Die 
bösen Folgen, Veruntreuung von Spendengeldern, rüdeste Behandlung von 
Besuchern, Zusammenbruch der Öffentlichkeitsarbeit, konnten nur durch 
schleunigste Beendigung der Mahnwache behoben werden. 

Schon Erich Mühsam erfuhr 1912 bei seinem Versuch, die Münchner Vaga- 
bunden für den Sozialismus zu begeistern, dass der Anteil an schwer heilbaren 
Neurotikern unter diesen Leuten sehr hoch ist. Sie sind zwar wirklich Geschä- 
digte und Gestrandete dieser Gesellschaft, aber oft in derartig irreparabler 
Weise zerstört, dass es kaum möglich ist, sie in eine Gruppe zu integrieren. Sie 
haben sicher den Wunsch nach Befreiung, verfügen aber über keine Möglich- 
keiten, sich in die Notwendigkeiten einer partnerschaftlichen Gemeinschaft ein- 
zuordnen. Sie kennen nur hierarchische Bindungsmöglichkeiten und fassen eine 
relativ führungslose Gruppe als Aufforderung auf, ihre Interessen und 
Ansprüche hemmungslos durchzusetzen. 

Wenn in den besetzten Häusern eine neue Art von Gemeinschaft enen 
wird, kann die Aufnahme von mehr oder weniger schwer sozial Geschädigten 
nur in dem Masse möglich sein, in dem die Gruppen noch integrationsfähig 
sind. Darüber hinaus gehende Entwicklungen führen zu schweren Schäden an 
der Aktionsfähigkeit und Realitätstüchtigkeit der Gemeinschaften. Die Be- 
setzerInnen sind in solchem Grade mit ihren internen Auseinandersetzungen 
beschäftigt, dass ihnen das Umfeld immer gleichgültiger wird. Es entstehen 
unnötige Konflikte mit den AnwohnerInnenn, “die sich eben an uns gewöhnen 
müssen” und niemand achtet mehr auf das bitter benötigte positive Bild ın der 
Öffentlichkeit. 

Das gilt auch für die Bündnisse, die die besetzten Häuser und andere Eman- 
zipationsgruppen im Kampf für ihre Selbsterhaltung eingehen müssen. Ein 
Bündnis mit hierarchisch strukturierten Gruppen wie z.B. den türkischen 
Jugendbanden muss ins Auge gehen. Diese Gruppen sind als solche nicht ınte- 
grierbar. Sie können keine sinnvollen politischen Aktionen mittragen, sondern 
denken nur in Kategorien von Konkurrentschaft und Rache. An eine Verbin- 
‘dung mit ihnen, ganz zu schweigen von den Hooligans, können nur Leute den- 
ken, die die BSBONWALLIBEN gesellschaftlichen Auseinandersetzungen militärisch 
führen wollen. 

Ganz abgesehen von Provokateuren, die mit scheinradikalen Argumentatio- 
nen die HausbesetzerInnen in die Ecke treiben wollen, die den Herrschenden 
die liebste ist. Es war bei den Publikumsbefragungen rund um die Mainzer 
Strasse auffallend, dass viele AnwohnerInnen äusserten, dass sie früher sehr gut 
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mit den jungen Leuten zurecht gekommen wären. Aber seit etwa acht Wochen 
wären neue Leute gekommen, die sich auffallend rüpelhaft, rücksichtslos und 
frech verhielten. Dies könnte das Ergebnis der Pressehetze sein, aber es ist auch 
sehr gut möglich, dass hier V-Leute planmässige Vorarbeit für die Erstürmung 
der Mainzer Strasse leisteten. 


Die “Sympathisanten der Revolutionären Kommunisten (BRD)”, eine maoi- 
stische Gruppe, zog in diesen Tagen in einem Flugblatt die Lehre aus den 
Ereignissen in der Berliner Mainzer Strasse: Trotz Panzer, Tränengas, Gummi- 
geschossen und scharfer Munition habe die Polizei drei Tage gebraucht, um die 
Mainzer Strasse zu räumen. Und kühn folgern sie, um der Polizei überlegen zu 
sein, müsse man Schusswaffen benutzen. Denn “politische Macht wächst aus 
dem Gewehrlauf”, sagte schon Mao Tsetung. 

Das ist natürlich ein verhängnisvoller Fehlschluss. Nur ein einziger Schuss 
seitens der BesetzerInnen hätte es der Polizei ermöglicht, ihr ganzes Inventar an 
scharfen Waffen in Betrieb zu nehmen, nicht zu denken an den in Reserve ste- 
henden Bundesgrenzschutz. Nach einem solchen Schuss wäre die Mainzer 
Strasse innerhalb einer Stunde geräumt und zerstört worden, mit einer grossen 
Anzahl von Toten seitens der VerteidigerInnen. 

Eine militärische Verteidigung selbst von Hunderttausenden gegen die 
Gewaltmittel des Staates ist derzeit mindestens in Europa unsinnig und undenk- 
bar. Wenn die Mainzer Strasse eines gezeigt hat, so dies: Eine militärische 
Auseinandersetzung mit den bis an die Zähne bewaffneten paramiltärischen 
Polizeitruppen des Staates wird immer mit einer Niederlage enden. Jeder ausser 
Gefecht gesetzte Polizist wird mühelos durch zehn, dann hundert und schliess- 
lich Hunderttausende mit den modemsten Räumungs- und Tötungstechniken 
ausgerüstete Polizisten und Soldaten ersetzt werden. 

Die einzige Chance des Widerstands gerade hier auf dem Gebiet der ehema- 
ligen DDR ist und bleibt, auch das neue Regime an seinen moralischen 
Ansprüchen zu messen, ihm die humane Maske abzureissen und aller Welt zu 
zeigen, dass hier eine brutale Unterdrückungsmaschine wehrlose Menschen 
niederwirft. Das führt nicht nur, wie wir im Herbst letzten Jahres sahen, zur 
Unglaubwürdigkeit des Regimes, sondern eben auch zur Zersetzung der Moral’ 
der Sicherheitskräfte. | 

Die Verteidigung der Mainzer Strasse hätte wahrscheinlich weniger lang 
gedauert, wäre aber in ihrer Öffentlichkeitswirksamkeit sehr viel grösser gewe- 
sen, wenn die VerteidigerInnen auf jeglich Gewaltmittel wie Steine, Zwillen 
und Molotow-Coktails verzichtet hätten. Es muss als wirklicher Glücksfall 
betrachtet werden, dass sich jener “Super-Molli”, den der regierende Bürger- 
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A POLIZEINOTSTAND 


"I IN OSTBERLIN 


— 


GEHEIZT HABEN WIR ScHon. aUR, DIE POUFEL KANN JFDER3EIT Dits 
HAUS GEGENÜBER RÄUMEN, UND M WOLLTEN WIR NOCHMAL ER- 
VENTLICH VORHER GELUFTET HIBEN- 


meister Momper in der Pressekonferenz nach der Räumung anführte, inzwi- 
schen als Ballon mit Obstwein entpuppte. Dem militärischen Missverständnis 
einiger Beteiligter hätte eine solche Waffe durchaus entsprochen. 

Damit sollen allerdings nicht in Bausch und Bogen die Aktionen der soge- 
nannten Bürgerbewegungen ins rechte Licht gerückt werden. Den meisten die- 
ser Leute scheint in der Tat das Gefühl dafür zu fehlen, von welcher Stelle 
ursächlich Gewalt und Unterdrückung ausgeht. Der Höhepunkt dieser Unsensi- 
blität war unwidersprochen jene bürgerbewegte Dame, die bei der Berliner Pro- 
testdemonstration nach der Räumung die DemonstrantInnen aus dem Lautspre- 
cher eines Wasserwerfers der Polizei zur Gewaltlosigkeit aufrief. 

Berechtigt bleibt der Einwand, dass die kapital- und regierungsfreundlichen 
Massenblätter in jedem zukünftigen Falle das ihrige tun werden, um mit gefärb- 
ter Berichterstattung und miesen Fälschungen die DemonstrantInnen ins falsche 
Licht zu rücken. Aber die Glaubwürdigkeit solcher Medien ist, wie Umfragen 
zeigen, selbst bei ihren LeserInnen nicht sonderlich hoch. Der Ruf der Serio- 
sität kann eben doch nur durch eine auf weiten Strecken realitätsnahe Bericht- 
erstattung erhalten werden. Deshalb ist für Emanzipationsgruppen gute Presse- 
arbeit nicht aussichtslos. Wenn nichts anderes, wird doch mindestens in der 
Auslandspresse ein adäquates Bild der Situation erreicht werden und nicht nur 
die DDR-Regierung war von ihrem Bild im Ausland abhängig. 

Die traditionelle Pressefeindlichkeit der HausbesetzerInnenbewegung, wie 
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sie sich etwa in einem “Mahnmahl für den unbekannten Joumalisten” (einer 
zerbrochen Kamera) an einem Ostberliner Haus zeigt, ist kurzsichtig und führt 
zu unsinnigen Ergebnissen. Denn längst haben die Reporter von “Bild” gelernt, 
sich ein szenenmässiges Outfit zu verschaffen, während sich gerade während 
der Räumung in der Mainzer Strasse Journalisten, die eher mit den BesetzerIn- 
nen sympathisierten, über zerschlagene Kameras und herausgenommene Filme 
beklagten. Der Einwand,’ dass Pressefotos oft von der Polizei zur Inkriminie- 
rung, mindestens aber Registrierung von DemonstrantInnen verwendet wurden, 
ist sicher berechtigt. Hier müssen aber Vorteile und Nachteile gegeneinander 
ausgewogen werden und öÖffentlichkeitswirksame Bilder werden sehr effektiv 
den Staat in seiner Verfolgungswut hemmen. 


Ein wichtiger Einwand gegen die Strategie eines Grossteils der Hausbeset- 
zerInnen bleibt für mich, dass hier einige Leute versuchen, für sich, zwar als 
Gemeinschaft, aber letztlich doch privat, einen “rechtsfreien Raum”, ein Asyl 
zu erkämpfen, in dem die Gesetze der umgebenden Gesellschaft nicht gelten. 
Das führt zu Szenen wie wir sie oben sahen: Soweit der Staat diesen rechtsfrei- 
en Raum “toleriert”, indem er sowohl Einmischung als auch Schutz unterlässt, 
sind die BesetzerInnen gezwungen, sich permanent gegen Übergriffe von Ban- 
den aller Art zu verschanzen und zu verteidigen. Das wird natürlich von Seiten 


unfreundlicher Medien sofort benutzt, um ein Horrorbild von Auseinanderset- 


zung zwischen “extremistischen Gruppen”, bzw. vom “Zufluchtsort krimineller 
Elemente” zu entwerfen. 

Zielstellung kann nicht die Erringung von rechtsfreien Räumen sein, son- 
dern muss der Kampf für die Erhaltung und Erweiterung der Bürgerrechte im 
ganzen Land werden. Und nur auf dieser Ebene und mit diesem Ziel können 
sich die besetzten Häuser auf Dauer durchsetzen und halten. Die Hausbesetze- 
rInnen sind eben keine Avantgarde, wie hoch auch der politische Anspruch ist, 
den sie vor sich hertragen. Sie müssen es lernen, sich mit all denen zu verbün- 
den, mit denen sie gemeinsame Wege und Ziele haben und sie müssen an der 
Schaffung von neuen Bündnispartnern arbeiten. Und mindestens an unzufriede- 
nen Leuten wird es auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in Zukunft nicht man- 
geln. Es wird hier darauf ankommen, die verschiedenen Schichten der Bevölke- 
rung, MieterInnen, RentnerInnen, Land- und IndustriearbeiterInnen etc. zur 
Einsicht in die Ursachen ihres sozialen Abstiegs zu führen. Es geht um eine 
wirkliche Bürgerbewegung, nämlich um zunehmende Solidarisierung zwischen 
den Unterdrückten und den Beginn des Aufbaus einer Gesellschaft von unten. 

el. 
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Ambivalent in mehrerlei Hinsicht war diese schauerliche Karawane 
schrottreifer Militärlastwagen und bundesdeutscher Nobelkutschen, die unter 
dem Motto: 


Brecht statt Deutschland über alles 


Der anachronistische Zug 1990 oder 
Freiheit und Democracie 


über Landstrassen und durch zahlreiche Städte zwei Wochen lang von Bonn 
nach Berlin holperte. Jeweiliges Tagesziel, verbunden mit der eindrucksvollen 
Vorführung des gleichnamigen Gedichts von Brecht aus dem Jahre 1947 und 
anschliessender Kundgebung waren die Städte Köln, Frankfurt/M, Kassel, 
Erfurt, Leipzig, Dresden, Cottbus, Hoyerswerda, Frankfurt/O, Neubrandenburg, 
Rostock, Schwerin, Magdeburg, Potsdam, Berlin, wobei das Ziel, die mitge- 
brachte Bagage (Kisten und Koffer) im Rahmen der Vorführung gegen 21.00 
Uhr am Wahltag vor dem Reichstag auszupacken, durch massives Einschreiten 
der Polizei trotz eindeutiger Rechtslage zugunsten der Veranstalter des Zuges 
verhindert wurde. 

Dabei soll Ambivalenz nicht mit Pluralität verwechselt werden. Letztere 
zeigt sich im Aufruf für diesen Zug. Er war u. a. unterschrieben von Jutta Dith- 
furth, Bernd Engelmann, Bernd Henn, Hanne Hiob, Dietrich Kittner, Dorothea 
Sölle aus der Alt-BRD und Ibrahim Böhme, Gregor Gysi, Stephan Hermlin, Ina 
Merkel, Ekkehard Schall, Markus Wolf, Hans-Eckhard Wenzel und Steffen 
Mensching aus der bundesdeutschen Ostzone. Studiert man die volle Liste, fällt 
allerdings bei den “Ossis” eine deutliche Dominanz von PDS-Leuten auf, was 
aber eher gegen die Linken ausserhalb der PDS spricht. Denn soviel soll vor- 
weggenommen werden: Das Grundanliegen dieses Zuges hätte nötig gemacht, 
ihn von allen linken und bürgerbewegten Kräften zu unterstützen. Dieses Anlie- 
gen war, auf eine spezifisch künstlerische Weise (Autokarawane und Demon- 
stration in Form eines politischen Strassentheaters) deutlich zu machen, welche 
Konsequenzen drohen, nachdem sich die Schaffung eines gesamtdeutschen 
Staates auf annektionistische Weise unter Verdrängung der faschistischen deut- 
schen Vergangenheit und unter Führung solcher Leute, die die Erben dieses 
Verdrängungsprozesses in den ersten Nachkriegsjahren in der BRD sind, voll- 
ZO8. 

Recht vielfältig war auch die Zusammensetzung der Teilnehmer des Zuges, 
also der Kraftfahrer, Handwerker, Darsteller, Flugblattverteiler usw., in der Zahl 
etwa zwischen 150 und 200 Personen schwankend. Bei den “Wessis” dominier- 
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ten zwar die Mitglieder und Sympathisanten des “Arbeiterbundes für den Wie- 
deraufbau der KPD”, aber nicht zu übersehen waren zahlreiche unabhängige 
Linke, vor allem aus Betriebsräten und Gewerkschaften, jedoch ohne ideologi- 
sche oder organisatorische Nähe zum Arbeiterbund. Wie zu erwarten, dominier- 
ten unter den “Ossis” PDS-Mitglieder. Aber es gab auch vereinzelte unabhängi- 
ge Linke und VL-Mitglieder. 

Wirklich ambivalent waren innere und äussere Erscheinungsbilder des 
Zuges, die wohl schon in der Vorbereitungsphase zu differenzierenden Ausse- 
rungen Anlass gaben und es einigen Teilnehmern fast unerträglich machten, 
sich an diesem Unternehmen bis zum Ende zu beteiligen. In einem Flugblatt 
des Zuges ist eine Stellungnahme von Bärbel Bohley abgedruckt, die mir sym- 
ptomatisch für diesen Zug erscheint: “Der anachronistische Zug 1990 darf nicht 
dazu dienen, die Verantwortung nur den Gestrigen zuzuschieben, ... da sonst die 
Gefahr besteht, dass die Opposition genauso anachronistisch wird”. Es ist wohl 
das erste Mal, dass ich einer Äusserung von Bärbel Bohley so uneingeschränkt 
zustimme. 

Was Leute, die ähnlich dachten, wie ich (unabhängige Linke aus dem 
Westen, VL-Mitglieder, ein Teil der PDS-Mitglieder und unabhängige Linke 
von hier) aufregte, war die Besserwisserei, mit der die Organisatioren des 
Zuges, die auch die politische Verantwortung übernommen hatten und nicht 
bereit waren, diese mit anderen zu teilen, auftraten. Dieser “Arbeiterbund”, der 
sich uns als eine bolschwistische Partei “Neuen” Typus darstellte, sah anschei- 
nend in der ehemaligen DDR ein Land, das seine Möglichkeiten zu einer anti- 
kapitalistischen Alternative durch den “reformistischen” Kurs seiner Parteifüh- 
rer verspielt hatte. So wurde z. B. vom Pressesprecher des Zuges auf der Kund- 
gebung in Potsdam erklärt, dass zu den zu bedauernden Ergebnissen vom 
Herbst 1989 die Auflösung der Betriebskampfgruppen, einer “bedeutenden 
Errungenschaft der Arbeiterklasse” gehöre. Der politische Grundanspruch war 
die Anklage gegen die Annektionen der DDR durch die alten Kräfte, gegen die 
Brecht 1947 sein Gedicht verfasst hatte. Dieser diskussionswürdige Anspruch 
wurde aber in der Öffentlichkeit in einer Weise artikuliert, dass sich jeder 
Andersdenkende angegriffen und beleidigt vorkommen musste, wurde ihm 
doch offenbar die Fähigkeit zu selbstbestimmtem politischen Handeln abge- 
sprochen, sofern er nicht den Auffassungen dieser Partei folgte. Der bekannten 
Arroganz, mit der die ökonomischen und politischen Erben der Nazizeit und 
des kalten Krieges die DDR übernommen haben, wurde eine jedem DDR-Bür- 
ger weit bekanntere “linke” Arroganz entgegengesetzt, wonach nur eine 
bestimmte Sorte von Kommunisten die Wahrheit kennt. 

Bemerkenswert war auch, dass es in dieser Frage Übereinstimmungen mit 
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solchen PDS-Mitgliedern gab, deren 
Denkweise, glaubt man parteioffiziel- 
len Dokumenten, in der Partei längst 
überwunden sein sollte (O-Ton eines 
Potsdamer “Genossen”: “Wenn uns die 
Parteiführung im Herbst "89 zu ent- 
schlossenem Handeln aufgerufen hätte, 
hätten wir diese Chaoten, die da auf der 
Strasse waren, sehr schnell verjagt und 
brauchten uns jetzt nicht mit dem Kapi- 
talismus in der ehemaligen DDR zu 
beschäftigen. Hauptschuld daran trägt 
Gorbatschow!”) 

Was da durch die ehemalige DDR 
rollte, machte auf mich, der ich Teil- 
nehmer dieses Zuges war, streckenwei- 
se den Eindruck einer kleinen “realso- 
zialistischen” Republik auf Rädern. Es 
wurde gemeckert, es gab wohl auch ein 
paar handfeste politische Auseinander- 
setzungen, aber “im Interesse der 
Sache” wurde die “Einheit” unter 
“Führung der Partei” fast immer wieder 
hergestellt. Hauptinhalte der Plenarver- 
sammlungen des Zuges waren diese 
Kontroversen nicht. Wo sie auftauch- 
ten, wurden sie gekonnt vom Tisch 
gewischt. Wichtiger war die ausführli- 
che Darstellung der Erfolge, die gegen 
Stadtfürsten und Polizeioffiziere bei der 
Inanspruchnahme des Grundgesetzes 
und dazu ergangener Urteile des Ver- 
fassungsgerichts errungen werden 
konnte (z. T. auf Kosten der politischen 
Wirksamkeit des Zuges). Nur in einem 
Fall musste die Zugführung hilflos 
zusehen, wie vernünftig denkende Teil- 
nehmer ihr die Initiative aus der Hand 
nahmen. Schon in Schwerin gab es Pro- 


teste, weil der Zug mehr als eine Stunde bei laufenden Motoren stinkender 
LO‘s und anderer Schrottautos in den engen Einkaufsgassen der Innenstadt 
stand, um den Bürgern Gelegenheit zu geben, ihm mit Musse zu betrachten (die 
Motoren abschalten, barg das Risiko, dass sie nicht rechtzeitig zum Beginn der 
Veranstaltung wieder anspringen würden) - “linke” Unbeugsamkeit gegen öko- 
logische Verträglichkeit! In Magdeburg bestand die Zugführung darauf, den 
Zug die angemeldete Route fahren zu lassen, obwohl diese mitten durch den 
Weihnachtsmarkt führte. Ich sprach mit einem Kraftfahrer, der nur im letzten 
Augenblick verhinderte, dass ein aus dem toten Winkel auftauchendes Kind vor 
den Vorderreifen seines LkW lief. Empörte Weihnachtsmarktbesucher (von 
Teilnehmern des Zuges, die nicht unmittelbar am Ort waren, wurden sie als 
Skins und Faschos bezeichnet) zwangen das letzte Drittel des Zuges zum Halt, 
indem sie sich vor einen LO stellten. Eine Stunde lang bliesen nun die Fahrzeu- 
ge ihre Abgase über den Weihnachtsmarkt, bis einsichtige Teilnehmer des 
Zuges ein umständliches Manöver einleiteten, die gestoppten Fahrzeuge rück- 
wärts vom Weihnachtsmarktgelände zu leiten. (O-Ton der Verantwortlichen aus 
der Zugleitung: “Wäre etwas passiert, hätte die Polizei die Verantwortung 
gehabt.” - “linke” Unbeugsamkeit contra Verantwortung für Leben und 
Gesundheit von Mitbürgern.) Spätere Kommentare von Mitgliedern und Sym- 
pathisanten des “Arbeiterbundes”: “Wir haben eine Möglichkeit verschenkt, 
gegen diese spiessbürgerliche Weihnachtsmarktseligkeit unseren politischen 
Anspruch durchzusetzen.” 

Was hat sich (sieht man von der Magdeburger Episode ab) gezeigt: Wir 
Linke aus der DDR haben noch immer nicht hinreichend begriffen, dass unsere 
wichtigste Erfahrung aus den vergangenen Jahrzehnten darin besteht, sich jeder 
Erscheinung politischer Fremdbestimmung, jedem Anspruch einer politischen 
‘ Elite “für uns und in unserem Interesse” zu handeln, nachdrücklich zu widerset- 
zen. 

Es gibt das Versprechen der Zugleitung, wenn alle Rechtsfragen geklärt 
sind, den Zug zusammenzurufen und ihn vor dem Reichstag in vorgesehener 
Weise zu beenden. Ich werde mich auch daran wieder beteiligen, schon weil ich 
hoffe, dass dies endlich die Gelegenheit schafft, die genannten Probleme in 
einem Schlussplenum vor allen Teilnehmern auszusprechen. Ich fände es gut, 
wenn sich dabei auch zahlreiche Linke ausserhalb der PDS, denen ja die Teil- 
nahme nach wie vor offen steht, einmischen würden. 

Wolfgang Wolf 
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Prozesse gegen Deserfeure 


Am 15. November wurde Matthias Maurer aus Wiesbaden zu 8 Monaten 
auf Bewährung verurteilt. In erster Instanz war er vom Amtsgericht Kassel zu 
12 Monaten ohne Bewährung wegen Zivildienstabbruchs verurteilt worden. 
Jetzt gestand ihm der Richter “Gewissenstäterschaft” zu, obwohl/weil (?) M. 
klar betonte, dass es sich um eine politische Entscheidung gegen die Wehr- 
pflicht vor dem Hintergrund des drohenden Krieges am Golf handelt. Auch 
Rainer Weiss (Höpfigheimer Str. 10, W-7141 Steinheim) hatte, bereits am 1. 
September 89, den Zivildienst nach 3 Monaten abgebrochen. Das Amtsgericht 
Ludwigsburg verurteilte ihn wegen “Dienstflucht” am 22. Nov. 90 zu 4 Mona- 
ten auf Bewährung (3 Jahre Laufzeit !) und zu einer Bewährungsauflage von 
1.000,- DM, zu zahlen an die Sozialberatung, Ludwigsburg. Letzteres stellt eine 
Art “Gewissenssteuer” dar, die R. nicht bereit ist zu zahlen, was er dem Gericht 
bereits kundtat. Die 3 Jahre lange Bewährung stellt eine Art Maulkorb dar. 
Allerdings ist das Urteil noch nicht rechtskräftig. R. geht in Berufung. 

Er hatte bereits über 500 Unterschriften zur Unterstützung erhalten -die 
Unterzeichner solidarisieren sich und fordern Freispruch für ihn. 


‚Nahtloser Übergang 
Militär bleibt Militär: NVA = Bundeswehr 


In den letzten Wochen massten sich die ehemaligen Wehrkreiskommandos 
Pankow, Pestalozzistr. 30, und Lichtenberg, Lückstr. 43 - jetzt orwell’sch 
“Kreiswehrersatzämter” (KWEA) genannt - an, Ostberliner und mindestens 13 
Westberliner zum 2. Januar 91 zur Bundeswehr einzuberufen. 

Bei den Westberlinern handelt es sich nicht um geborene Berliner. Zuvor 
hatten diese oftmals Einberufungsbescheide aus den Städten des Bundesgebie- 
tes erhalten, die sie bereits vor Jahren oder auch Jahrzehnten verlassen hatten. 
Dies allerdings ist ungesetzlich, denn die Einberufung muss vom KWEA am 
Wohnort erfolgen. Da es solche Einrichtungen in Berlin-West aufgrund der 45 
Jahre lang erfolgreich erprobten Wehrpflichtfreiheit bislang nicht gibt, kamen 
die Gestellungsbescheide nun geschwind aus Ostberlin. Die Einheit soll- mög- 
lich machen. 

Die Rekrutierten aus dem Gebiet der ehemaligen DDR wurden überwiegend 
noch zu SED-Zeiten und natürlich alle noch zu DDR-Zeiten gemustert. Kein 
Grund für die neuen/alten Militärbehörden, irgendeinen Skrupel zu hegen. Eine 
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laut Gesetz mögliche Anhörung oder auch Nachmusterung wird in den Einbe- 
rufungsbescheiden nicht erwähnt, Hinweise auf Grundrechte und die eigentlich 
neue Gesetzeslage erfolgten nicht. Kriegsdienstverweigerungsbegehren der 
Betroffenen wurden ignoriert oder bei eingeforderten Gesprächen von den 
Militärs nur lakonisch kommentiert: Die Anerkennung als Kriegsdienstverwei- 
gerer sei sehr schwierig, es wäre also besser, gleich zur Bundeswehr zu gehen. 
Alles stinkt also nach Überrumpelungstaktik, denn selbst die’ Fahrkarten zum 
Gestellungsort liegen schon bei. Eine auch unter DDR-Verhältnissen übliche 
“Einberufungsüberprüfung”, die dort seit 1985 bei Deutlich machen der Ent- 
schlossenheit zur Totalverweigerung (auch um den Preis der möglichen Inhaf- 
tierung) zur Nicht-Einberufung führte, ist nicht vorgesehen. D.h. der Betroffene 
muss Anhörung und Nachmusterung selbst einfordern. 

Das Stellen eines Antrags auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissens- 
gründen nach Grundgesetz $4/3 spätestens bis zur Musterung hat aufschiebende 
Wirkung. Unter Honecker war aber solches gar nicht möglich. Folglich ist diese 
Einberufungspraxis ungesetzlich. 

Deshalb ist für alle, die dieser Praxis ausgesetzt wurden, dringend geboten, 
sofort Widerspruch bei KWEA, Wehrbereichsbehörde und Verteidigungsmini- 
sterium einzulegen und sich sachkundig beraten zu lassen. (Fortsetzung der 
Beratungsstellenadressen aus telegraph 16 siehe unten) 

In Rostock kam es übrigens mehrmals vor, dass bereits Ausgemusterte 
plötzlich zum Zivildienst einberufen werden sollten. Erst mit Hilfe eines 
Rechtsanwalts konnte das unrechtmässige Vorgehen zurückgewiesen werden. 

Der Möglichkeiten, sich der Wehrpflicht zu widersetzen, gibt es verschie- 
dene mit ebenso verschiedenen Voraussetzungen bzw. Konsequenzen, die im 
einzelnen auch nicht genau voraussagbar sind - aber solche Irrationalitäten des 
Staates sind wir ja als gelernte DDR-Bürger gewöhnt. 

Zuerst muss gesagt werden, dass kollektiver politischer Widerstand am ehe- 
sten erfolgversprechend ist. Dazu bedarf es eines klaren NEIN und dem 
Bemühen um Solidarstrukturen: zumindest ein Unterstützerkreis, der Euch auch 
finanziell beisteht (siehe z.B. Kontaktadressen unten). Eine Inhaftierung kann 
nicht ausgeschlossen werden, ist aber auch nicht zwingend. Der Staat fährt viel- 
mehr eine Vereinzelungstaktik, um den antimilitaristischen Widerstand zu bre- 
chen. Die letzten beiden Urteile wegen “Zivildienstflucht” waren 8 (Matthias 
Maurer, Wiesbaden) bzw. 4 Monate (Rainer Weiss, Stuttgart), ausgesetzt auf 
Bewährung (3 Jahre Laufzeit). Beide hatten den Zivildienst nach 3 Monaten 
abgebrochen. 

Musterungs- und Erfassungsverweigerung stellen eine Ordnungswidrigkeit 
dar (Geldstrafen von 10,- bis 1.000,- DM sind möglich, zwischen 200,- und 
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400,- DM üblich). Eine Zwangsvorführung, bei der aber auch die ärztliche 
Musterung verweigert werden kann, erfolgt zwar, aber auch hierbei entsteht 
Zeitgewinn und bei genügend Öffentlichkeit eine weitere gesellschaftliche 
Infragestellung der Wehrpflicht. 

Eine Pflichtengleichheit, auch mit dem unmöglichen Wort “Wehrgerechtig- 
keit” umschrieben, was als Argument für die Beibehaltung der Wehrpflicht 
benutzt wird (Art. 3/1 Grundgesetz), ist nicht mehr gegeben, nachdem das Bun- 
desverteidigungsministerium mitteilte, dass künftig Wehrpflichtige ab 25 Jah- 
ren nicht mehr zur Bundeswehr einberufen würden, denn Zivildienstleistende 
als billige Sklavenarbeiter können durchaus noch länger einberufen werden, 
obwohl sie mit der längeren Dienstzeit bereits bestraft wurden. 

Deshalb ist nach dem Grundsatzurteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 13. April 1978 eine Freiwilligenarmee möglich - auch ein Argument für 
die Totalverweigerung, denn Wehr- und Zivildienst auf der Grundlage der 
Wehrpflicht sind fortan nicht mehr verfassungsgemäss - dies betonte in einer 
Stellungnahme Pastor Ulrich Finckh (Vorsitzender der Zentralstelle für Recht 
und Schutz der Kriegsdienstverweigerer. Bremen (Adresse unten). Zitat: “Wer 
jetzt den Dienst verlässt, darf eigentlich nicht mehr bestraft werden...Die Wehr- 
pflicht ist mit sofortiger Wirkung abzuschaffen...Politisch sind die Einschrän- 
kungen der Grundrechte, die die Wehrpflicht verlangt, nicht mehr zu rechtferti- 
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gen, und soziale Dienste - wie sie im Zivildienst geleistet werden - sind sinn- 
voll nur als freiwilliger Dienst zu organisieren.” 

Bundeswehroffiziere durchziehen bereits wie Stabü-Lehrer die Schulen. 
Auch Kriegsdienstverweigererorganisationen u.a. muss, ausser in Baden-Wür- 
temberg, ein Auftreten in Schulstunden/veranstaltungen gewährt werden. 

Falls die Einberufung für familiäre oder berufliche Verhältnisse eine unzu- 
mutbare Härte darstellen würde, muss von dieser abgesehen werden - allerdings 
auch eine Ermessensfrage. 

Es gibt viele gesundheitliche Beschwerden, die, von einem fachlich guten 
Arzt (im Gegensatz zu den WKK-Musterungsärzten, die ja nur Erfüllungsgehil- 
fen waren) diagnostiziert, zumindest Aufschub erwirken können. 

Wenn die Musterung länger als 2 Jahre zurückliegt, ist laut Gesetz eine 
Nachmusterung vorgeschrieben. 

Einige denken bereits wieder über ein Leben im Exil nach, aber das kann 
lange dauern und ist nicht mit dem Überwechseln von DDR in BRD gleichzu- 
setzen. Ausführlichere Information siehe Beratungsadressen. gh 


Treptow: Protest gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär 


Mit einer Mahnwache protestierten KriegsdienstgegnerInnen am 12. 
Dezember vor der jetzigen Bundeswehrkaserne (früher Wehrmacht, dann NVA) 
in der Treptower Elsenstrasse. 

Flugblätter mit Aufrufen zur Desertion, zur Abschaffung von Militär und 
Zwangsdiensten, wie Zivildienst und Soziales Pflichtjahr für Frauen, wurden an 
Soldaten und Passanten verteilt. 

In einer der Erklärungen ruft die Umweltbibliothek Berlin zu weiteren 
öffentlichen gewaltfreien Aktionen gegen den Golfkrieg auf, zur “Anstiftung 
zur Desertion” und Unterstützung von Deserteuren. An Gewerkschaften geht 
der Aufruf, sich gegen kriegsunterstützende Produktion zur Wehr zu setzen. 
Ermutigt wird zur Aufnahme von Kontakten mit irakischen, kurdischen und 
kuwaitischen Oppositionellen im Exil. 

Soldaten und Offiziere lehnten überwiegend Gespräche und Infomail ab. 
Einige äusserten auch, dass sie gern am Golfkrieg teilnehmen würden, andere 
meinten, sie würden sowieso auf keinen Fall dort eingesetzt. 

Die Mehrheit der angesprochenen BürgerInnen reagierte positiv auf die 
Aktion der Kriegsdienstgegner. Kommentar eines Passanten: “Ich bin doch 
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nicht auf die Strasse gegangen, dass hier eine Armee durch die nächste ersetzt 
wird.” 

Entgegen den Forderungen des Treptower Bürgervereins, der sich seit etwa 
einem Jahr um die Einrichtung eines nötigen Krankenhauses bemüht, soll das 
Kasernengelände weiterhin vom Militär besetzt bleiben. 

Die Organisatoren, des “Gewaltfreien Aktionsplenum gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär” kündigten weitere Aktivitäten an. 


Eilinformation für Zivildienstleistende 


Ein später Erfolg eines vereinzelten Zivistreiks im Kran- 
kenhaus Friedrichshain ? 


In einer Presseerklärung vom 28. 11. 90 brüstet sich das Bundesministerium 
für Verteidigung, Aussenstelle Strausberg (!), damit, dass DDR-Wehrpflichtige 
bezüglich Anspruch auf Geld- und Sachbezüge den westlichen Bundesländern 
gleichgestellt wären. Dem ist bei weitem nicht so. Z. B. beim Weihnachtsgeld 
und Entlassungsgeld, das im “Westen” 2.500,- DM beträgt. 

Wahrscheinlich benötigte die Bundeswehr das eingesparte Geld dringend 
zur Herstellung der 400.000 Aufkleber, von denen in einer Pressemitteilung 
bereits am 20. 11. die Rede ist. Aufschrift: “Schön friedlich - Bundeswehr”. 
Sind wahrscheinlich für die Leopardpanzer am Golf gedacht. Oder als Drohung 
an die Ossis: Nun gebt Euch mal schön zufrieden! Vorsicht! Bundeswehr! 

Die Genossen Soldaten und Zivildienstleistenden dürfen auch Unterhalts- 
und Weihnachtsgeld für Frau und Kinder bei den Kommunalverwaltungen 
beantragen, d.h. es wird ihnen nicht hinterhergetragen. Interessanterweise erhal- 
ten die Kommunen dieses Geld vom “Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit” (selbst die Gesundheit wird militarisiert, d.T.) zurück! 
Das Verteidigungsministerium kann wiederum sparen! 

Sachlich bemerkt zu den Neuregelungen die Zentralstelle für Recht und 
Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus - na ihr wisst schon: 

“Damit ist rückwirkend der Anspruch auf Geld- und Sachbezüge in der 
Höhe wie in den westlichen Bundesländern geregelt. Ausnahme: Weihnachts- 
geld. wird in Höhe von 250 DM und Entlassungsgeld (auch rückwirkend) in 
Höhe von 500 DM gezahlt! 

Wir halten das für einen Verstoss gegen Artikel 3 Grundgesetz, (Absatz 3: 
“Niemand darf wegegen... seiner Heimat und Herkunft... benachteiligt oder 
bevorzugt werden.”) Die politische Begründung ist empörend: 


32 


“Das Entlassungsgeld in Höhe von 500 DM entspricht in etwa den Über- 
gangsgebührnissen, die Soldaten auf Zeit nach der für diesen Personenkreis 
weitergeltenden Besoldungsordnung der NVA gewährt werden. Ein höherer 
Betrag würde diese Soldaten und den sonstigen öffentlichen Dienst benachteili- 
gen.” 

Damit werden diejenigen, die sich freiwillig dem: SED- und Stasi-Staat 
gegen gute Bezahlung und vielfache Vergünstigungen als Zeitsoldaten zur Ver- 
fügung gestellt haben, zum Massstab, der es ermöglicht, denen, die dem SED- 
und Stasi-Staat nur den erzwungenen Mindestdienst geleistet haben, die Gleich- 
behandlung mit den anderen Wehrpflichtigen in Deutschland vorzuenthalten. 
Das Bundesministerium des Innern und die Bundesregierung verweigern ausge- 
rechnet denjenigen, die dem Unrecht am wenigsten dienten, Gleichstellung und 
Anerkennung. Angesichts der Massenarbeitslosigkeit und der vielfach notwen- 
digen beruflichen Neuorientierung in den neuen Bundesländern ist die 
Schlechterstellung der Wehrpflichtigen beim Übergang in das Zivilleben ein 
sozialer Skandal. 

Zum Weihnachtsgeld wird einfach erklärt: 

“Eine besondere Zuwendung, die im Monat Dezember auszuzahlen ist, gibt 
es im Öffentlichen Dienst des Beitrittsgebietes bisher nicht. Es soll daher auch 
noch nicht die volle Leistung nach $ 7 WSG gewährt werden.” 

An Stelle des Nachdenkens über Gleichheit und Rechtsstaat tritt eine Geber- 
pose, die von oben herab erklärt, dass es ja immerhin etwas sei, wo es bisher 
nichts gab. 

Was ist zu tun: 

Die “Wehrsold-Übergangsverordnung” kann in vollem Wortlaut mit 
Begründung beim Bundesamt für den Zivildienst, Postfach 520 120, W-5000 
Köln 51, bezogen werden. 

Da es bezüglich Auszahlung von Verpflegungs-, Bekleidungsgeld, Fahrt- 
und Mietkosten keine Übergangsregelung geben wird, kann nach den Vorschrif- 
ten des Leitfadens für die Durchführung des Zivildienstes die vollständige 
Abrechnung für die Zeit vom 3. 10. 90 erfolgen - auch für die inzwischen ent- 
lassenen Zivildienstleistenden. Gegebenenfalls schriftlichen Antrag bei der 
Zivildienststelle und das Bundesamt für den Zivildienst notfalls um Unterstüt- 
zung bitten. Wer im Oktober oder November entlassen wurde, kann bei seiner 
Zivildienststelle (notfalls direkt bei der Regionalstelle Zivildienst oder dem 
Bundesamt für den Zuvieldienst) diese Abrechnung und die Auszahlung des 
Differenzbetrages zum Entlassungsgeld in Höhe von 500 DM beantragen. (sind 
2.000 DM, d.T.) 

Wer mit uns der Meinung ist, dass die verminderte Höhe des Weihnachts- 
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und des Entlassungsgeldes Unrecht ist, sollte politisch protestieren. Abgeordne- 
te des Deutschen Bundestages und die Medien können auf die Regierung 
einwirken, dass die Wehrsold-Übergangsverordnung geändert wird. Wie stark 
der Druck in diese Richtung ist, hängt davon ab, wie die Betroffenen und ihre 


Freunde reagieren. gh 


Beratungsstellen für militärisch Erfasste und nicht 
Erfasste, Kriegsdiensiverweigerer, Soldaten, Deserteure: 


Freundeskreis Wehrdiensttotalverweigerer, Frankfurter Allee 286, Berlin, 
O-1130, donnerstags 19.00 - 21.00 Uhr 

-"Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär”, Badensche Str. 29,:1000 
Berlin-West 31, tel. 8621331, täglich 10.00 - 17.00 -AK Wehrpflicht Chemnitz, c/o Innere 
Mission, Glockenstr. 5, Chemnitz, O-9072, tel. 45154, montags ab 19.30 Uhr 

-Initiative Frieden und Menschenrechte Altenburg, c/o Petra Hans, Stiftsgraben 20, 
Altenburg, O-7400 

-Büro für Demilitarisierung Leipzig, Demmeringstr. 21, Leipzig, O-7033, tel.470407 
dienstags 15.00 -17.00 , donnerstags 17.00 - 19.00 

-Grüne Partei Halle, Leninallee 34, Halle, O-4020, tel. 23795 

-AK “Fritz will nicht mehr”, c/o Kai Steger, Schopenhauerstr. 11, Weimar, O-5300 

-Neues Forum Thüringen, Am Anger 23, Erfurt, O-5020, mittwochs 19.00 -"Gewaltlos 
leben”, Jo Winter, Pfarrhaus, 

Langenschade/ bei Saalfeld, O-6821 

-DFG-VK Ilmenau, c/o Michael Doppel, Leninring 13, IImenau, O-6300 

"Öko- Arbeitskreis”, ESG, Langewiesener Str. 11, dienstags 19.30 Uhr 

-IFM Rostock, Barlachstr. 2, Rostock, O-2500, tel. 22184 

Weitere Beratungssielien veröffentlichten wir im telegraph Nr.16 

* Rechtsanwältinnen, die wir empfehlen können: 

-Martina Huhn, Markt 5, Bad Lausick, O-7232, tel. 04495/2690 

-Bettina Carl, Nürnberger Str. 22, Leipzig, O- 7010, tel. 295746 

-Jürgen Meyer, Beethovenstr.12, Burgstädt, O-9112,tel. 00724/22997 

Bitte teilt uns mit, wenn ihr von anderen Anwältinnen wisst, die Totalverweigerer 
sachkundig und engagiert vertreten können ! 


Die Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus Gewissensgründen 
e.V., Dammstr. 20, W-2800 Bremen, tel. 0649 421/ 340025 hat eine Adressenliste von AnwältInnen 
im Bundesgebiet. 


PEA ER BOAT - Japaner auf Weltreise für 
den Frieden 


450 Japaner per Schiff auf dem Weg um die ganze Erde mit Gästen aus 
den besuchten Erdteilen, Begegnungen und Einmischungen: Das ist Peace 
Boat. Vor wenigen Tagen fand während des ersten Abschnitts der Weltreise ein 
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Friedensforum auf dem Mittelmeer statt. Teilnehmer aus 16 Ländern richteten 
eine Erklärung an alle Länder, die in den Golfkonflikt verwickelt sind - und das 
sind unter anderem Japan und Deutschland! 

Das Projekt Peace Boat kam 1983 ins Rollen oder vielmehr ins Schwim- . 
men. Als Auslöser haben tatsächlich die japanischen Geschichtsbücher gewirkt: 
Immer mehr jungen Japanern fiel auf, dass die Rolle Japans immer nur positiv 
dargestellt wurde. Auf den ersten Peace Boat-Fahrten gab es Geschichtsunter- 
richt und man besuchte Länder in Asien, die von Japan überfallen, wo 
Menschen von Japanern hingemetzelt wurden. 


Seefahrer - Diplomatie hat Tradition 


1983 setzten sich die Mitfahrer einer multinationalen Schiffsfahrt rund um 
Europa für die Abschaffung der Mittelstreckenraketen ein. In diesen Tagen 
fährt ein grosses Segelschiff von Nordeuropa in die Golfregion, mitten in das 
Konfliktgebiet. Und am 2. November startete Peace Boat von Griechenland zur 
grossen Reise - selbstorganisiert und selbstfinanziert von den Teilnehmern. 


Alles andere als langweilig 


Peace Boät hat keinen “Oberguru”, das Prinzip der Durchführung der ein- 
zelnen Fahrten ist Selbst- Tun. Das kann man schon leicht daran erkennen, wie 
die Vereinbarung mit der Reederei Epirotiki in Piräus zustandekam: Für die 
Projektgruppe haben 65 Personen den Chartervertrag unterzeichnet. Die Tren- 
nung zwischen Organisatoren und Konsumenten ist während der Fahrt weitge- 
hend aufgehoben: Jeder kann selbst eine politische, kulturelle oder handwerkli- 
che Aktivität anbieten. Es laufen Sprachkurse, Video-Produktionen, Umwelt- 
analysen während der ganzen Fahrt. Das Sonnendeck und der Pool laden zu 
sportlichem Treiben ein. Die Gesprächsrunden und Diskussionen ergeben sich 
meistens von ganz alleine. 


In den USA nicht erwünscht 


Die ersten Stationen berühren Eckpunkte der Mittelmeerregion: Griechen- 
land, Malta, Tunesien, Spanien und Marokko. Dann führt die Route über den 
Atlantik. Miami sollte der erste angelaufene Hafen auf dem amerikanischen 
Kontinent sein. Aber die zuständige US-Behörde sagt NO! Begründung: Das 
Schiff soll im Anschluss an Miami in Havana einlaufen. So ist das also mit dem 
Ende des Kalten Krieges, von dem Präsident Bush so gerne spricht! Die Fahrtr- 
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oute verläuft dann weiter über Cuba, durch den Panamakanal, über Nicaragua, 
Mexico und Honolulu nach Japan. Zu Weihnachten wird die 14000 Tonnen 
grosse “Oceanos” die Häfen von Hiroshima und Nagasaki anlaufen. Zurück 

. geht es über China, die Philippinen, Vietnam, Singapur, Sri Lanka, Indien, Süd 
Jemen, durch den Suezkanal zu den letzten Stationen in Ägypten, Israel, 
Zypern und Griechenland. 


In den Zielgebieten: Gäste an Bord 


Unter dem Titel “Friedensforum auf dem Mittelmeer” lief an Bord für meh- 
rere Tage eine Konferenz, die sich schwerpunktmässig mit dem Konflikt am 
Persischen Golf befasste. Dazu hatte Peace Boat rund vierzig weitere Teilneh- 
mer aus Europa und der arabischen Welt eingeladen. Am Ende der Diskussio- 
nen wurde eine Erklärung beschlossen, die im folgenden wiedergegeben wird. 
Ich möchte hervorheben, dass von allen anwesenden Arabern aus verschiede- 
nen Ländern - trotz bestehender Meinungsverschiedenheiten in anderen Punk- 
ten - einhellig die Auffassung vertreten wird, dass die aufmarschierten auswär- 
tigen Truppen nur Schaden anrichten können. Es handelt sich ja auch gar nicht 
um UN-Truppen, sondern um multinationale Truppen unter Anführerschaft der 
USA. 

Geht uns und die Japaner auf dem Peace Boat der Golfkonflikt etwas an? Ja 
- denn Japan und die Bundesrepublik sind beide in den Golfkonflikt verwickelt: 
Die Regierung von Japan, das nach seiner Verfassung gar keine Armee haben 
darf, will die “Selbstverteidigungskräfte” in Richtung Persischer Golf schicken. 
Die Bundesregierung will unter dem Vorwand der “deutschen Verantwortung” 
auspokern, wie weit sich jetzt, nachdem die BRD voll souverän geworden ist, 
der Handlungsradius der Super-Bundeswehr ausweiten lässt. Auch deutsche 
Industriemonopole, nicht nur solche aus den USA, üben Druck aus, “ihr” Öl 
auch mit militärischen Mittel zu sichern. 

Joachim Otto 


Nichts haft sich geändert 


nur die Namen sind verschieden 
Teil ill (Schluss) 
Die Informationen in den letzten beiden Heften bezogen sich vor allem auf 
den Aufbau und die Struktur der Geheimdienste, ihre gesetzlich festgelegten 
und ihre real wahrgenommenen Tätigkeiten, die technischen und sonstigen Mit- 
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tel und Methoden sowie die Computerdateien im “Sicherheitsbereich.” 

Im nun folgenden abschliessenden Teil geht es um die Ausdehnung der 
Überwachung auf den EG-Bereich und um einige Hinweise zur Abwehr bzw. 
Vorbeugung von Überwachung und Ausforschung. 


I. Die Europaweite Ausdehnung des “Grossen Bruders” 


Bei der Entwicklung innerhalb der europäischen Gemeinschaft stand die 
Errichtung eines europäischen inneren Sicherheitsapparates immer mit ganz 
oben auf der Wunschliste der Europafans unter den deutschen Politikern. 

Diesem Ziel nähert man sich nun mit grossen Schritten. 

Zur Zeit steht die europaweite Zusammenarbeit der Polizeien und Geheim- 
dienste auf drei wesentlichen Standbeinen. 


1. Das Schengener Abkommen und seine Folgen 


Im Jahre 1985 wurde zwischen der BRD, Frankreich und den Beneluxstaa- 
ten das sogenannte Schengener Abkommen über den Abbau der Grenzkontrol- 
len zwischen den beteiligten Ländern unterzeichnet. 

Um die dabei angeblich entstehenden “Sicherheitslücken” auszufüllen, 
wurde von Beamten dieser Länder unter massgeblicher Federführung des BKA 
(Bundeskriminalamt) ein Nachfolgevertrag ausgearbeitet, der die Zusammen- 
arbeit von Polizei und Geheimdiensten bei der grenzüberschreitenden Fahn- 
dung, Überwachung und Registrierung regelt. 

Die Parlamente waren an der Vertragsausarbeitung de facto nicht beteiligt. 
Kernstück des ganzen Komplexes ist das Schengen Informations System 
(SIS).Dieses System ist so konzipiert, dass ähnlich dem bundesdeutschen 
System INPOL, fast jede/r PolizistIn Zugriff zur Datenein- und ausgabe hat. 
Vorgesehen für die Bearbeitung sind folgende Datenkategorien: 

- Festnahme 

- Einreiseverweigerung 

- Vermisste,Gefahrenabwehr 

- Aufenthaltsermittlung 

- verdeckte Registrierung, gezielte Kontrolle = beobachtende Fahndung 

von Personen und Fahrzeugen 

Die Bedingungen zur Ausschreibung einer internationalen Fahndung sind 
eindeutig Gummiparagraphen. Zur Beobachtenden Fahndung (Befa) z.B. sind 
“Gründe” wie “vorbeugende Verbrechensbekämpfung, Gesamtbeurteilung des 
Betroffenen (!!!), Anhaltspunkte für die Planung schwerer Straftaten” vorgese- 
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Fragen der “nationalen Staatsicherheit” (Ach, wie ähnelt sich doch das Vokabu- 
lar ...) geht. 

Das SIS soll auch dazu dienen, einmal abgelehnte Asylbewerber auch auto- 
matisch in den anderen Mitgliedsländern als abgelehnt zu registrieren. (Vor- 
wärts zur Festung Europa !) 

Der Datenschutz ist aufgrund der unterschiedlichen nationalen Besonderhei- 
ten in keiner Weise gewährleistet, im Gegenteil, er funktioniert nur in Form der 
völligen Abschirmung gegenüber dem Bürger. 

Das SIS soll nach und nach zu einem Europäischen Informations System 
erweitert werden und in mittelfristigen Zeiträumen die ganze EG - inklusive 
Osteuropa - umfassen. 


2. TREVI (Terrorisme,Radicalisme,Extremisme, 
Violence Internationale) 

TREVI ist ein alle EG-Staaten umfassendes System ‚das ursprünglich zum 
Datenaustausch nach Anschlägen und über terroristischen Aktivitäten gebildet 
wurde. 

Heute enthält TREVI Informationen zu: 

- unerwünschten Ausländern aus Drittländern 

- Terrorismus 

- Drogenhandel 
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- Waffenhandel 

- Raub/Betrug/Menschenhandel 

- Erpressung/Entführung 

- Fussballkrawallen 

- Politschem Extremismus/Radikalismus 


3.1KPO -Interpo! (internat. Kriminalpolizeiliche Organisation) 

Der Grossteil aller Informationen, die in den diversen Netzen von Interpol 
übermittelt werden bezieht sich auf Europa. Hier befindet sich auch die Zentra- 
le. Interpol ist im wesentlichen eine Kommunikations- und Informationszentra- 
le. Die Bedeutung von Interpol liegt mehr in der Hilfe bei der “alltäglichen” 
Arbeit der Polizeien, aber auch in der Nutzung für politische Zwecke. 


Il. Wie kann man sich wehren ? 


Einleitend muss ich bemerken, dass die nachfolgenden Tips, Hinweise und 
Vorschläge grösstenteils nicht aus eigenen Erfahrungen resultieren. Die mei- 
sten ergeben sich aus der Kenntnis bestimmter Techniken und Methoden der . 
Geheimdienste, aus diversen Informationen von Leuten, die bereits mehr oder 
minder gute Erfahrungen in diesem Bereich gesammelt haben sowie einem aus- 
führlichen Studium der einschlägigen Zeitungen, Zeitschriften und Bücher. 
KEINESFALLS sind sie als unkritsch zu befolgende Handlungsanweisungen zu 
verstehen. Vielmehr geht es darum, auf bestimmte Dinge aufmerksam zu 
machen, zu sensibilisieren, eine Diskussion zur immer bedeutsamer werdenden 
Frage der Sicherung von alternativer Arbeit vor allzu intensiver Ausspähung 
durch den Staat einzuleiten. 


Spitzelphobie und Rechtsstaatglaube 


In den letzten Monaten wurde immer deutlicher, dass die Tage eines einiger- 
massen überwachungsfreien Arbeitens gezählt sind. Es gibt wieder “richtige” 
Geheimdienste, der Staat will wieder für”Recht und Ordnung” sorgen und die, 
die friher Widerstand leisteten sitzen grösstenteils wieder da, wo sie früher 
auch waren, in der Opposition. 

Nach den ersten Anzeichen wiedererwachender Spionage gegen den Bürger 
reagierten etliche Leute, insbesondere Teile der Hausbesetzer”szene” mit einer, 
sicherlich begründeten, teilweise aber auch schon fast krankhafte Formen 
annehmenden Angst vor Spitzeln. Andere, vor allem aus den Kreisen der Bür- 
berbewegungen leben teilweise immer noch in der Illusion, dass die BRD ein 
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Staat ist, in dem jeder seine verfassungsmässig garantierten Rechte auch wirk- 
lich mit Erfolg einfordern kann. 

Weder die ständige Furcht, jede/r könnte ein Spitzel sein, noch das blinde 
Vertrauen in die Mechanismen des bürgerlichen Rechts ermöglichen jedoch ein 
konstruktives Arbeiten. 

Wenn mensch sich ständig mit dem Gedanken zerfleischt,wer in der Gruppe 
oder der Umgebung ein/e V- Mann/Frau sein könnte, ist die Zersetzung des 
Vertrauensverhältnisses, das ein vernünftiges, konstruktives Arbeiten erlaubt, 
vorprogrammiert. Die Stasi hatte regelrechte Taktiken ausgearbeitet, um durch 
bewusstes Verbreiten von Falschinformationen, Gerüchten, dem Erzeugen von 
Anzeichen von Spitzeltätigkeit und durch Diskreditierung von exponierten Per- 
sonen, Gruppen zu zerstören. Dass dies bei den bundesdeutschen Behörden 
anders sein soll, ist kaum vorstellbar. 


Was kann mensch also tun ? 


Zuallerst sollte man/frau sich über zwei Dinge klar sein: 

1. Es ist unmöglich, einen vollständigen Schutz vor Bespitzelung, Observa- 
tion etc. zu gewährleisten. 

2. Fast jede Tätigkeit, die sich kritisch mit dem Staat, seinen Organen, Gros- 

sunternehmen oder Technologien auseinandersetzt, läuft Gefahr, von irgend- 
wem mit nachrichtendienstlichen Mitteln beobachtet zu werden. Dabei treten 
neben den Geheimdiensten immer stärker auch private Schnüffler im Auftrag 
von Firmen auf, die teilweise am Rande und auch jenseits der Legalität “arbei- 
ten”. 
Seit das Bundeskrininalamt und andere Behörden solche Konstruktionen 
wie “Beschäftigung mit anschlagsrelvanten Themen” erfinden und damit, wenn 
auch keine juristischen Erfolge,so doch immerhin die Handhabe zur Anwen- 
dung diverser nachrichtendienstlicher Mittel (Wanzen, Spitzel, Observationen 
etc.) erlangen, kann sich eigentlich niemand, der sich in oben genannten Sinne 
betätigt, mehr sicher fühlen. 

Unter diese “anschlagsrelevanten Themen” fallen z.B. Gentechnologie 
Kernkraft, Haftbedingungen politischer Gefangener, Multinationale Konzerne 
und Tierschutz. Auch antifaschistische Arbeit, Häuser besetzen, unabhängige 
behördenunfreundliche Arbeit (z.B. Untersuchungsausschuss für Polizeiüber- 
griffe etc.) und die Vorbereitung von Aktionen wie Demos etc. sind “Gründe “ 
für eine Beobachtung. 

Für den konkreten Umgang mit eventuellen Spitzeln in der Gruppe bzw. 
mit dem Verdacht einer Bespitzelung ist es eigentlich nicht möglich, irgendwel- 
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che konkreten Hinweise zu geben ‚ausser nicht in Panik zu verfallen.Es sollte 
aber möglich sein, u.a. folgende allgemeingültigen Verhaltensregeln zu beach- 
ten: 

- Der Kreis der Leute, die irgendwelche brisanten Informationen, Materiali- 
en, Aufbewahrungsorte, Verbindungen etc. kennen, sollte möglichst klein sein 
und sich aus Menschen zusammensetzen, die sich schon längere Zeit kennen 
und als zuverlässig einschätzen. Das dies aber immer nur sehr wenige, ausge- 
wählte Sachen betreffen darf, sollte genauso selbstverständlich sein, sonst 
kommt leicht der Eindruck einer Geheimniskrämerei und Abschottung gegen- 
über der restlichen Gruppe auf. 

- Mensch sollte immer beachten, dass jedes Telefon abgehört werden kann 
bzw. eine Registrierung der angerufenen Nummer stattfindet. Wenn also Infor- 
mationen, die absolut nicht für fremde Ohren bestimmt sind, ausgetauscht wer- 
den müssen, ist ein persönlicher Treff an einem geeigneten Ort das Empfeh- 
lenswerteste. Falls ein persönlicher Treff aus irgendwelchen Gründen nicht 
möglich ist, kann zwar auch mit toten Briefkästen u.ä. gearbeitet werden, aber 
am günstigsten erscheint mir die Variante eines Anrufs von Münzer zu Münzer 
(die Bundespost bietet diesen “Service” schon seit längerem im Westen an, 
wies im Osten aussieht ist mir leider nicht bekannt). 

Bei Münztelefonen ist die Gefahr des Abhörens recht gering, da nicht vor- 
hersehbar ist, von wo aus telefoniert wird. 

Achtung ! 

Kartentelefone, die nicht mit der normalen Telefonkarte (bestimmte Zahl 
von Einheiten auf einer Karte, keine Festlegung auf einen Nutzer) funktionie- 
ren, sondern die mit einer Karte, bei der die Gebühren auf die Telefonrechnung 
gebucht werden, arbeiten, sollten in jedem Fall gemieden werden, da diese Art 
des Telfonierens sehr einfach und effektiv zu überwachen ist (vollcomputeri- 
siert). Diese Telefone werden z.B in Krankenhäusern und als Mobilfunktelefo- 
ne (letztere generell so) eingesetzt. 

- Wenn Anrufbeantworter verwendet werden (egal ob privat oder für eine 
Anlaufstelle irgendeiner Art) sollte bedacht werden, dass die Möglichkeit einer 
Fernabfrage zwar sehr praktisch ist, aber das Teil mit dem es möglich ist den 
Code für die Fernabfrage zu knacken gibts für unter 30 Mark zu kaufen, also 
für ernstlich interessierte Leute kein Problem. 

- Bei Demos u.ä. Aktionen sollte mensch Adressbücher, Telefonlisten etc. 
zu Hause lassen und sich ansonsten auf jeden Fall an die Hinweise des EA zum 
Verhalten bei Festnahmen halten (Siehe Seite 42). 

- Materialien, die für die Arbeit von grosser Wichtigkeit sind, sollten unbe- 
dingt kopiert und an mehreren sicheren Orten unabhängig voneinander unterge- 
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bracht werden. Mit “sicher” ist dabei gemeint, dass eventuelle Interessenten 
weder zufällig noch gezielt darauf stossen können. Der Sinn des Ganzen 
besteht darin, dass verhindert werden soll, dass , wie schon des öfteren gesche- 
hen, Material einfach so verschwand und nie wieder gesehen ward. 

RArES empfiehlt sich, zu versuchen, in möglichst wenigen staatlichen Dateien 
gespeichert zu werden, also sollte mensch überlegen, was für Angaben zur Per- 
son er/sie wem gegenüber macht. Immer genau erkundigen, wozu ihr verpflich- 
tet seid, welche Konsequenzen eine Verweigerung der Auskunft hat. 

- Ansonsten: Geht vorsichtig mit irgendwelchen Gerüchten um, die besagen, 
dass dieser oder jene nicht ganz “sauber” sei oder sonst irgendwie verdächtig ist 
tt! Es wäre nicht das erste Mal, dass wesentliche Leute durch solcherlei Gerede 
diskreditiert und mundtot gemacht werden sollen. fr. 


Literaturtips : - E. Brunner: Staatsgewalt, Verlag die Werkstatt 1989 
- CILIP- Bürgerrechte und Polizei (Info- Dienst) 


Es kann allen passieren ! Auch Dir ! 


Verhalten gegenüber Polizei und Justiz, bei Fesinah- 
men, Durchsuchungen, eic. 


Jede Aussage kann gegen Dich und andere verwendet werden. 
Selbst ungefährlich erscheinende Aussagen führen zu weiteren Fragen. 
Nur eine totale Aussageverweigerung darf nicht zum Nachteil von Beschul- 
digten verwendet werden. 
DESHALB KEINE AUSSAGEN ! 
Hast Du das Bedürfnis, irgend etwas-zu sagen, erzähle es ausschliesslich 
Deiner Anwältin/Deinem Anwalt. Du kannst jede Aussage auch noch nach 
zwei Wochen machen. 
Das gleiche gilt für Unterschriften. 
KEINE UNTERSCHRIFT UNTER IRGENDWAS ! 
Also: Wirst Du festgenommen, informiere RechtsanwältIn, Ermittlungsaus 
schuss und/oder FreundInnen ! Du hast das Recht, zweimal zu telefonieren. 
(zweimal 23 Pfennige passend mitnehmen!) 


Ermittlungsausschuss für Berlin: Ost (vorläufig) 20 23 22 8 
West 69 22 222 
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Das Schuldkonito der 
sowjetischen ”Wismuf A@” 


Uranerzbergbau im sächsischen Erzgebirge 


Kurz nach Ende des Zweiten Weltkrieges haben die sowjetischen Besat- 
zungsbehörden mit der Gründung der Wismut AG im westlichen sächsischen 
Erzgebirge den Abbau von Uranerzen in die Wege geleitet. Die ersten Bergbau- 
Aktivitäten erfolgten bereits 1946. Innerhalb weniger Jahre entwickelten sie die 
sächsischen Bergbaugebiete zur grössten Uranerzabbauregion Europas. Nach 
eigenen Angaben der Wismut waren Anfang der 50er Jahre “weit über 100.000 
Menschen” bei ihr beschäftigt. 


Mehr Strahlenkrebs bei der Wismut AG als in Hiroshima 
und Nagasaki 


Dabei wurden in der Anfangszeit des Wismutbergbaus - etwa bis Ende der 
50er Jahre - die Massnahmen des Arbeits- und Strahlenschutzes aus den ver- 
schiedensten Gründen gröblichst vernachlässigt. Insbesondere wurden keine 
Vorkehrungen zum Schutz vor der Strahlung der in den Uranerzgruben vorhan- 
denen hohen Konzentrationen an Radon und seinen kurzlebigen Folgeproduk- 
ten getroffen. Diese Versäumnisse bewirkten, dass im Gefolge der Einwirkung 
der radioaktiven Stoffe auf die Atemwege bei den exponierten Bergleuten Lun- 
genkrebse aufgetreten sind, wie sie seit langem in den sächsischen Erzgruben 
beobachtet wurden und die als “Schneeberger Lungenkrankheit” in die 
Geschichte der Montanmedizin eingegangen sind. 

Die Gesamtzahlen der bei der Wismut aufgetretenen Lungenkrebse sind bis- 
her nicht veröffentlicht worden. Es muss angenommen werden, dass mindesten 
5.000 bis 6.000 ehemalige Wismutbergleute dem Lungenkrebs zum Opfer 
gefallen sind. Die ganze Tragik dieses Tatbestandes wird deutlich, wenn man 
sich vergegenwärtigt, dass diese Zahl ein Vielfaches der Sterbefälle ausmacht, 
die unter den Überlebenden der Atombombenangriffe auf Hiroshima und Naga- 
saki als strahlenbedingte Krebsfälle registriert wurden. 


Der Strahlenkrebs der Wismut-Bergleute wurde in 
Statistiken der Berufskrankheiten unterschlagen 


Über der Tätigkeit des Wismut-Bergbaus und über deren gesundheitlichen 
Schäden lag bis vor kurzem der systemverhängte Schleier strengster Geheim- 
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haltung. Die Sterbefälle an strahlenbedingtem 
Lungenkrebs in den zurückliegenden Jahrzehnten 
hätten als Berufskrankheiten in den einschlägigen 
Statistiken erscheinen müssen. Sie wurden jedoch 
unterschlagen, Die Wismut AG verfügte über ein 
eigenes Gesundheitswesen, das ebenfalls streng- 
ster Geheimhaltung unterlag. (...)Die jährlich zu 
Hunderten zählenden Todesfälle ehemaliger Wis- 
mut-Bergleute an strahlenbedingtem Lungenkrebs 
wurden in den Statistiken bis 1990 konsequent | ke 
verleugnet. | - 

Erstmals Anfang 1990 hat die Wismut den SF 
jahrzehntelangen Schleier gelüftet. In einem Pres- | = 
segespräch hat sie einige ihrer Geheimnisse preis- Dielalomjescheint 

. zweimonatlich, 68 Seiten, 
gegeben. Dabei wurden auch erstmals Zahlen Einzelpreis 5 Mark (+ Porto), 
genannt: Jährlich werden jetzt noch 160 Neuer- PYefopz.y-(iefsterziaktlp]\, 
krankungen an Lungenkrebs unter ehemaligen EI WISE) NET Te]170)) 
Wismut- Bergleuten registriert. Aus dieser Anga- Bestelladresse: 
be wurde auch auf der Grundlage von Expositi- feieluflgeQieisähliy? 
ons- und Latenzzeiten der oben genannte Schätz- 2120 Lüneburg 
wert von insgesamt 5.000 bis 6.000 Lungenkrebstodesfällen abgeleitet. 

Mit falschen Behauptungen wurde versucht, die Wismut AG zu entschuldi- 
gen. In einem Pressegespräch wurde die Behauptung aufgestellt, dass der Wir- 
kungsmechanismus bei dieser Krankheit “erst in den 50er Jahren dieses 
Jahrhunderts geklärt” worden sei. Es entstand somit der offensichtlich beab- 
sichtigte Eindruck, dass die Bergleute in dieser Zeit in Unkenntnis ihres 
Gesundheitsrisikos in den Schacht geschickt worden seien und ihre Schädigung 
eine unvermeidliche Folge dieser Unkenntnis darstelle. Diese Behauptung der 
Wismut ist aber falsch. Bei Kriegsende war der Zusammenhang der Lungen- 
krebserkrankung der Bergleute mit ihrer Strahlenexposition untertage sehr wohl 
bekannt. 

Ich habe am 13. Februar 1990 das “Neue Deutschland” unter Nennung ein- 
schlägiger Literatur auf seine fehlerhaften Angaben hingewiesen. Eine Richtig- 
stellung erfolgte nicht. Statt dessen erschien in der Wochenendausgabe vom 
10./11. März 1990 ein fast ganzseitiger Artikel, in dem die falsche Behauptung 
wiederholt wurde: “Entdeckt wurde dieser Wirkungsmechanismus aber erst in 
den 50er Jahren ...” Damit verstärkte sich der Verdacht, dass diese falschen 
Angaben das Verhalten der Wismut entschuldigen sollten. | 

Erst im Laufe der vergangenen Monate haben die vielfältigen Diskussionen 
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zu diesem Thema die Wismut von ihrer Alibi-Behauptung abrücken lassen. In 
einer unlängst erschienenen Broschüre aus den Reihen der Wismut ist die bean- 
standete Angabe in etwa revidiert worden: “Es kann davon ausgegangen wer- 
den, dass im Frühjahr 1946 den Experten nicht nur die geologischen Bedingun- 
gen der Abbaureviere, sondern auch die in der Literatur ausgewiesene mögli- 
chen Gefährdungen für die Bergleute bekannt waren”. 


Die Gefährlichkeit des Uranbergbaus war zum Ende 
des 2. Weltkrieges weltweit bekannt - aber die 
Wismut AG zog keine Konsequenzen 


In den Diskussionen um die Aufarbeitung der Wismut-Vergangenheit kann 
man immer wieder der irrtümlichen Annahme begegnen, dass die Gefährdung 
der Bergleute im radioaktiven Untertageklima bei Kriegsende unbekannt gewe- 
sen sei und dass daher die Wismut tatsächlich in Unkenntnis des damit verbun- 
denen Gesundheitsrisikos gehandelt habe. Um diese falsche Annahme nachhal- 
tig auszuräumen, soll im folgenden noch einmal aufgezeigt werden, welcher 
Kenntnisstand um 1945 zur Frage der Verursachung des Lungenkrebses bei 
Bergleuten mit Strahlenexposition vorlag. 

Bereits früher wurde dargelegt, auf welchen Wegen diese Kenntnisse erwor- 
ben worden sind. Danach haben die bei diesen Forschungen beteiligten Wissen- 
schaftler bis Ende des Zweiten Weltkrieges die Natur und Ursachen der 
Schneeberger Lungenkrankheit so umfassend und endgültig abgeklärt, “dass in 
der Ära der Kerntechnik der Strahlenschutz zur Vermeidung von Strahlenschä- 
den auf den Ergebnissen dieser Forscher aufbauen konnte”. 

Das aber hat die Wismut gerade nicht getan. Sie hat vielmehr diese Kennt- 
nis in den Wind geschlagen und damit zweifellos moralische Schuld auf sich 
gelanden. Andernorts dagegen wurden die gewonnenen Einsichten in die Verur- 
sachung des Bergarbeiterlungenkrebses durch Radon sehr wohl registriert und 
beachtet. 

(...) 

Die Auswahl der Belege für die vorhandenen Kenntnisse zur Radonätiolo- 
gie des Schneeberger Lungenkrebses soll abgeschlossen werden mit einem 
Blick nach den USA. Dort hat Lorenz 1944 in der renommierten Zeitschrift des 
nationalen Krebs-Institutes eine auf 57 Literaturquellen gegründete Übersicht 
zum Thema Radioaktivität und Lungenkrebs publiziert. Die Arbeit beginnt: “In 
den Vereinigten Staaten und im Ausland verbreitet sich zunehmend die Über- 
zeugung, dass von Radon ausgehende Strahlung, über eine lange Zeit eingeat- 
met, oder solche ausgehnd von radioaktiven Einlagerunen in der Lunge, für 
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Lungenkrebs beim Menschen verantwortlich ist. Diese Überzeugung beruht auf 
der Tatsache, dass primärer Lungenkrebs die Ursache für 50 Prozent der Todes- 
fälle unter den Bergarbeitern in Schneeberg und Joachimsthal ist. Diese Bergar- 
beiter nehmen Radon auf, speziell diejenigen aus Joachimsthal, wo Pechblende 


"gefördert wird.” Und die Auswertung der bis 1939 publizierten Untersuchungs- 


ergebnisse beschliesst der Autor: “Während in früheren Jahren die Staublunge 
in Verbindung mit Arsen und Kobalt als Ursache für den Krebs angesehen 
wurde, ist es heute die Radioaktivität des Erzes und des Radons in der Gruben- 
luft, die für die eigentliche Ursache gehalten wird.” 

Diese Kenntnisse fanden in den USA Beachtung bei der Expansion des 
Uranerzbergbaus nach dem Zweiten Wektkrieg, vorrangig in der Region des 
Colorado Plateaus. Aus einschlägigen Publikationen in den USA geht hervor, 
dass sich die Sanitätsbehörden des Landes von Anfang an über die mit diesem 
Bergbau verbundenen Risiken im klaren waren. Dementsprechend hat der 
Gesundheitsdienst der USA zusammen mit der Nachfolgeorganisation des 
Manhatten-Projekts, der Atomic Energy Commission (AEC) und«x47« den 
Gesundheitsbehörden der betroffenen Staaten Colorado, Utah, Arizona und 
New Mexico ab 1949 eine Arbeitsplatzkontrolle und ab 1950 eine medizinische 
Überwachung der exponierten Arbeiter durchgeführt, die übrigens in der Folge- 
zeit Grundlage für aussagefähige epidemiologische Untersuchungen geworden 
sind. 

Ich denke, die vorgelegte Auswahl von Zitaten hat ein- für allemal die 
Annahmen und Behauptungen widerlegt, dass die Radonätiologie der Schnee- 
berger Lungenkrankheit erst in den 50er Jahen abgeklärt worden sei. Die Wis- 
mut muss bei der Aufarbeitung ihrer Geschichte und bei dem Eingeständnis 


ihres Fehlverhaltens diesen Sachverhalt zur Kenntnis nehmen. Werner 
Schüttmann (aus Strahlentelex, Nr.94/95, 6.12.90) 
Termine 


Mühsam-Kongress 


Die Vorbereitenden von der Erich-Mühsam-Gesellschaft/Berlin suchen für den im 
April 1991 in Berlin-Oranienburg geplanten Erich-Mühsam-Konresses eine Frau oder 
einen Mann, die/der sich mit dem Thema “Erich Mühsam und seine Auseinandersetzung 
mit dem Patriarchat” beschäftigt hat und darüber auf dem Kongress referieren will. Kon- 
taktadresse: Erich-Mühsam-Gesellschaft; Gebrüder-Hart-Haus; Fehrbelliner Str. 7; 
Berlin; O-1054. 
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LIBERTÄRES FORUM BERLIN 

Veranstaltungsprogramm 1991 

-Graswurzelrevolution Berlin: 

Anarchismus und Gewaltfreiheit. Die Gewaltfreie Aktions /Graswurzel 
"Berlin stellt ihr Konzept vor. Am 25.1.1991, 19.00 Uhr. a ee 

-Andreas Graf: 

Anarchismus in der Weimarer Republik. Tendenzen, Entwicklung, Personen. Am 15. 
2. 1991, um 19.00 Uhr. 

-Siegbert Wolf: 

Auch die Vergangenheit ist Zukunft. Der kommunitäre Anarchismus Gustav Lan- 
dauers.Am 1. 3. 1991, um 19.00 Uhr.«x48«& 

Alle Veranstaltungen finden im Mehringhof statt: Gneisenaustr. 2 a, 1000 Berlin 61, 
Aufgang IH. Einzige Ausnahme: Siegbert Wolf/Gustav Landauer, im Buchladen “Buch- 
zeit”, Eisenacher Str. 59, 1000 Berlin 62, U-Bhf. Eisenacher Str., um 19.00 Uhr e Ä 


Häusertage Hamburg, 25.- 30.12.90 
Vorläufiges Programm 


Dienstag, 25.12. 
18.00 Uhr Volxsküche 
20.00 Uhr Plena: Ablauf der Tage.... ÜbersetzerInnen, Büchertisch, Infowände 
Pennplätze... 
Mittwoch, 26.12. 
10.00 Uhr Anlaufstelle/Info’s offen, Ort wird noch bekannt gegeben 
12.00 Uhr Anfang aller AG’s 
- Umstrukturierung - Innere Strukturen - Gro 
2, ssdeutschland - Europäische Repression 
11.00 Uhr alle AG’s gehen weiter... 
20.00 Uhr Veranstaltungen zu Internationalismus 
Wir würden uns freuen wenn viele Menschen, a 
und berichten, um gemeinsam eine “Perspektive” zu ee FREE, KOtaeN 
Freitag, 28.12. 
11.00 Uhr alle AG’s gehen weiter... 
20.00 Uhr Veranstaltung zu Poll tax 
Samstag, 29.12. 
11.00 Uhr alle AG’s gehen weiter... 
11.00 Uhr eine neue AG: Aktionstage und internationales Treffen zu: 
wie weiter...(u.a. mit internat. Häusertagen) 
20.00 Uhr Veranstaltung: Aktionstage international 
Sonntag 30.12. 
11.00 Uhr Grosses Abschlussplena 
und Abends ein Fest mit Jonglierern, Akrobate 
(bringt alle eure Keulen, Bälle... mit) a ran Duke 
Freitag,28.12. 
20.00 Uhr Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr.10a, O-Berlin 1054 
Joc Quetschenpaua, “schwarz/rote Musik in unsa Srache” 
An sonsten hat der Infoladen jede Woche, Di- Fr 15- 21.00 Uhr offen 


& 
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Kennt Ihr Jesse Helms? Aber Ihr kennt Peter Gauweiler! 
Helms ist sozusagen der Gauweiler der USA, Galionsfigur der 
ultrarechten „Moralischen Mehrheit“, Senator für North Caro- 
lina. Er unterstützt die nicaraguanische Contra und bekämpft 
das Recht auf Abtreibung ebenso heftig wie die Kommunisten, 
die er überall wittert. | 

Seine Hauptfeinde aber sind Schwule, Lesben und HIV-Posi- 
tive! Auf Helms Betreiben werden Aids-Hilfsorganisationen 
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die Gelder und schwulen Künstlern die Förderung gestrichen, 
wenn sie „obszöne Lebensstile“ (Homosexualität) gleichbe- 
rechtigt darstellen. 

Seine Wahlkämpfe werden u.a. von Phillip Morris Products 
Inc. finanziert, das Unternehmen bezahlt auch die Einrichtung 
eines „Jesse Helms Museums“ in seinem Heimatort. Deshalb 
rufen wir weltweit zum Boykott von Marlboro und aller Phil- 
lip-Morris-Prudukte auf. 


Der Marlboro-Mann heißt Jesse Helms! 
Finanziert nicht Eure eigene Unterdrückung! 
Boykoittiert Phillip Morris Products Inc.! 
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Samstag, 05.01.91 

DFG- VG Landestreffen in Jena, Am Anger 13 

Mittwoch, 09.01.91 

20.00 Uhr Die gewaltfreie Aktionsgruppe Graswurzelrevolution stellt 
sich vor. Ort: Umweltbibliothek Berlin, Schliemannstr.22, O-1058 


Mittwoch, 16.01.91 

20.00 Uhr Im ”Literarischen Colloquium” Berlin Wannsee, Am Sandwerder 5, 
stellt sich der BasisDruck Verlag (Ost-)Berlin, der Presse und der literarischen 
Öffentlichkeit vor. 

Mit dabei: “telegraph”, “Die Andere”, “Ypsilon’ sowie die Autoren JÜRGEN 
FucHs und LUTZ RATHENOW. 


Wochenende, 19/20.01.91 © / 
Seminar für KDV (Totalverweigerung, Zivildienst)- Berater und solche die 
es werden wollen. 
u.a. mit Kajo Frings (Rechtsanwalt) 
Peter Tobiassen (Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverwei 
gerer aus Gewissensgründen e.V.) 
Freitag, 25.01.91 
Lesebüne im UB-Cafe, Schliemannstr.22, O-Berlin 1058 
Torsten Heyme, “Ich kam mir vor wie'n Tier” 
Knast in der DDR/Interviews mit Gefangenen 
- Lesungen zum Erscheinen des Buches 
- Gespräch 
- Buchverkauf des Basisdruckverlags 

Mittwoch, 30.01.91 

19.30 Uhr Andreas Graf, ‘Geschichte des Anarchosyndikalismus” 
Ort: Schönhauser Allee 20 


Umwelt-Bibliothek Berlin 
| Schliemannstraße 22, O 1058 Berlin, e 
EN Bibliothek Dienstag bis Donnerstag 18 - 22 Uhr € 
Cafe Dienstag bis Freitag 18 - 22 Uhr oder endlos 


Korrektur: 

Im Bericht über “Hafenstrassen in Erfurt” im letzten Heft hat es leider einen peinli- 
chen Fehler gegeben. Die friedlichen Demonstranten gegen einen NPD-Parteitag in 
Erfurt wurden nicht etwa von der Polizei zusammengeschlagen, sondern der Parteitag 
wurde lediglich mit grossem Aufgebot, u.a. Hubschraubern, bewacht und vor den 


Demonstranten abgeschirmt. 


50 


Leserbrief: (Es handelt sich ausnahsweise wirklich um 1 Leser) 

“Heute kam der telegraph in saudummer Plastikverpackung. Wenn Ihr schon radi- 
kaler Rethorik folgt, seid bitte auch radikal ökologisch! Ich werde jede weitere Nummer, 
die in Plastik verpackt ist, zurückschicken. Oder könnt Ihr mir sagen, wo ich Plastik dem 
Wiederverwertungsprozess zurückführen kann?” 

Wir probieren ab diesmal den Versand ohne Plastikverpackung. Wir wurden aller- 
dıngs darauf hingewiesen, dass dadurch beim Transport Schäden auftreten können. 
Wenn das richtig ist, und für Euch nicht mehr tolerierbar ist,-bitten wir die LeserInnen 
um Nachricht. Wir versuchen inzwischen Papierverpackung aufzutreiben. 

Was nun die Argumentation von .H.G. selbst betrifft, so könnte man darüber seiten- 
lang reden. Die Schwierigkeit liegt offenbar darın, einerseits den unsinnigen westlichen 
Standards formaler Art für Druckerzeugnisse bei Strafe des finanziellen Untergehens 

enügen zu müssen, andererseits noch inhaltliche Anliegen vertreten zu wollen. Wenn 


man diese Perversität mal so richtig durchdenkt, möchte man tatsächlich lieber aufhören. 
Die Redaktion 


"USIOLUUOgE 
ow NULIOIH 


yde.ıHaj3] up yaı a1yoo 


agnguoqg ya] 


An 


4) 
kam eo 
fen | 
4) 
> 
en 
- 
© 
[N 
[N 
ie) 
I — 
[N 
‘7 


Redaktion telegraph 
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Schliemannstr. 22 
Berlin-DDR 
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